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 EU-Verbraucherkreditrichtlinie umsetzen und Versprechen aus dem eigenen 

Koalitionsvertrag erfüllen: Zugang zu Schuldnerberatung endlich sicherstellen! 

Antrag  
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/16482 

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich begrüße Sie alle 
sehr herzlich zur 78. Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur- und Verbraucher-
schutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume anlässlich einer Anhörung von 
Sachverständigen. Die Anhörung findet gemeinsam mit dem Ausschuss für Familie, 
Kinder und Jugend statt, der mitberatend an dem Antrag beteiligt ist. Ich begrüße also 
auch alle anwesenden Kollegen und Kolleginnen dieses Ausschusses.  

Hiermit möchte ich die Sachverständigen begrüßen, die heute zu der Anhörung in den 
Landtag gekommen sind. Im Namen aller Ausschussmitglieder danke ich Ihnen für die 
guten schriftlichen Stellungnahmen, die Sie abgegeben haben, und für die Bereit-
schaft, uns Rede und Antwort zu stehen.  

Ich habe bereits im Vorfeld der Sitzung mit den Sachverständigen unsere Tradition in 
diesem Ausschuss besprochen. Wir handhaben es so, dass es kein Eingangsstate-
ment geben, sondern jede Fraktion eine Frage an einen Sachverständigen stellen wird 
und dieser drei Minuten Zeit hat – es gibt unsere berühmte Sanduhr –, zu antworten. 
Wir haben ausgemacht, dass ich, falls die Zeit ein bisschen überschritten wird, mit 
meinem Handy winke, sodass man zu einem Ende kommt und die nächste Frage ge-
stellt werden kann.  

Wenn es dazu keine Fragen gibt, eröffne ich die erste Fragerunde mit der antragstel-
lenden Fraktion.  

René Schneider (SPD): Vielen Dank auch aus unserer Richtung an die Sachverstän-
digen, die heute ihren Weg hierher gefunden haben. Vielen Dank für Ihre Expertise. 

Ich möchte direkt einsteigen, weil Zeit wertvoll ist, wie wir alle wissen. Herr Schlag, 
welche Probleme entstehen aus Ihrer Sicht derzeit durch die getrennte Finanzierung 
von Schuldner- und Insolvenzberatung besonders in Nordrhein-Westfalen? Vielleicht 
bietet es sich an, direkt auf Ihre Warnung aus Ihrer schriftlichen Stellungnahme vor 
einem Drei-Säulen-System der Finanzierung einzugehen. Beides hängt miteinander 
zusammen: Welche Probleme entstehen aktuell, und warum ist dieses Drei-Säulen-
Modell des Teufels?  

Roman Schlag (Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Verbände): Sehr ge-
ehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Abgeordnete! Danke, dass ich hier heute spre-
chen darf.  
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Das Problem ist in erster Linie, dass zwei Systeme, die eigentlich organisch zusam-
mengehören, künstlich getrennt sind, als gäbe es zwei verschiedene Beratungssäulen. 
Die Insolvenzberatung ist aber nur ein Teil, ein mögliches Entschuldungsinstrument, 
innerhalb der Schuldnerberatung. Durch diese Trennung entstehen auch zwei Finan-
zierungsstränge: einerseits die landesfinanzierte Insolvenzberatung und andererseits 
die kommunalfinanzierte Schuldnerberatung.  

Um noch auf eine weitere Problematik abzustellen, die sich daraus ergibt, dass es 
unter Umständen zwei Finanzierungsmodelle gibt: Man muss damit auch zwei Abrech-
nungsabläufe machen. Kommunen machen eine Einzelfallabrechnung, während die 
Insolvenzberatung in NRW pauschalfinanziert ist.  

Dabei ergibt sich ein besonderes Problem. 2010 hat das Bundessozialgericht entschie-
den, dass nur Personen im Sozialleistungsbezug einen Anspruch auf geförderte 
Schuldnerberatung haben. Und jetzt kann das Kuriose passieren, dass eine Kommune 
mit Einzelfallabrechnung, zum Beispiel die StädteRegion Aachen, sagt: Bei uns kön-
nen nur Sozialleistungsbezieher gefördert werden. – Das heißt: Wenn ich in der 
Schuldnerberatung immer damit anfange, gibt es unter Umständen ausgegrenzte Per-
sonen wie erwerbstätige Rentner, die nicht gefördert werden. Gleichzeitig darf ich aber 
mit der komplementären Landesfinanzierung wieder beraten, sobald es um ein Insol-
venzverfahren geht. Das ist ein vollkommenes Kuriosum.  

Zu der dreiteiligen Finanzierung. Würden wir diese Trennung so beibehalten, also ei-
nen kommunalen Finanzierungsstrang weiterhin von einer Landesfinanzierung ge-
trennt haben, dann könnte es passieren, dass man bei den Kreditberatungen, wenn 
also ein Kredit notleidend ist oder Zahlungsschwierigkeiten bei Krediten entstehen, 
bzw. für diesen präventiven Ansatz, für diese Budgetberatung, noch ein drittes Finan-
zierungsmodell nach dem Schuldnerberatungsdienstegesetz braucht. Wir hätten dann 
einmal die SGB-XII-Beratung, worunter nicht alle Personen fallen; für die Beratung 
nach dem Schuldnerberatungsdienstegesetz müssten dann wieder alle Personen-
kreise abgedeckt werden, und als Drittes gäbe es die Insolvenzberatung. Statt Büro-
kratieabbau bedeutete das bürokratischen Aufwand für beide Seiten, sowohl für die 
Schuldnerberatung als auch für die prüfenden Behörden.  

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE): Schönen guten Morgen in die Runde! Herzlichen Dank 
auch von unserer Seite dafür, dass Sie alle hier sind und dafür, dass Sie die Stellung-
nahmen eingereicht haben.  

Ich gehe ähnlich wie der Kollege Schneider direkt in medias res. Frau Thiel, die Struk-
turen wurden gerade schon dargestellt. Können Sie kurz ausführen, aus welcher his-
torischen Entwicklung diese Trennung herrührt, und dann weitergehend daran anknüp-
fend sagen, was passieren müsste, damit keine neuen Schnittstellen und Doppelab-
rechnungen entstehen? Wie müssten die Zuständigkeiten dann aufgeteilt sein?  

Silke Thiel (Fachberatung Schuldnerberatung NRW): Zu der ersten Frage, der his-
torischen Entwicklung, lässt sich im Überblick sagen, dass es sich um ein gewachse-
nes System handelt. Begonnen hat es mit der Schuldnerberatung in den frühen 80er-
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Jahren, und es gab sie auch in den 90er-Jahren. Damals war NRW Vorreiter – ich 
würde sogar sagen: bundesweit – mit der Fachberaterförderung an dieser Stelle, weil 
anerkannt wurde, dass diese hochkomplexen, dynamischen Themen auch eine dem-
entsprechende fachliche Begleitung benötigen. Ich gehe davon aus, dass daher auch 
die unterschiedlichen Finanzierungsformen in der Schuldnerberatung resultieren.  

Hinzu kam – ich meine, es war 1998 – die Verbraucherinsolvenzberaterförderung und 
damit die Anerkennung, dass dieses Instrument der Schuldnerberatung, dieses Instru-
ment der Entschuldung von Menschen, die von Überschuldung betroffen sind, vollzo-
gen wurde. So sehe ich das. Seitdem arbeitet die Fachberatung mit den Beratungs-
stellen überverbandlich, aber auch mit anderen Anbietern von Schuldnerberatung zu-
sammen, um auf der Fachebene die Themen der Schuldnerberatung, der Verbrau-
cherinsolvenzberatung zu bearbeiten.  

Darüber ist dann die AG SBV als Bundesvertretung der Verbände entstanden, zu der 
die Bundesarbeitsgemeinschaft oder auch die Verbraucherzentrale usw. genauso ge-
hören wie auch die Interessenvertretung – ich lasse mich gerne von Frau Moers korri-
gieren – für die Beratungskräfte und die Beratungslandschaft. Es gibt zu diesem wich-
tigen Thema ein gemeinsames Wachstum, das aber nie davon geprägt war, dass ge-
sagt wurde: So und so gehen wir jetzt voran. – Deswegen begrüßen wir aus NRW 
ausdrücklich den Impuls seitens der EU-Ebene, eine gemeinsame Linie zur Finanzie-
rung und zur Umsetzung der Schuldnerberatungsdienste und in dem Zusammenhang 
dann auch der Verbraucherinsolvenzberatung zu finden.  

Deswegen ist für uns die Lösung – das würden wir begrüßen –, wenn die Finanzierung 
aus mehreren Quellen geregelt werden könnte. Auch wir lehnen ein Mehrsäulensys-
tem ab, dass also die Verteilung an mehreren Stellen vollzogen wird und dann gege-
benenfalls sogar die Beratungsstellen davon betroffen sind, noch einen Antrag mehr 
zu stellen und noch einen Verwendungsnachweis mehr bearbeiten zu müssen. Denn 
die Bürokratiekosten sind genauso wie die Finanzierung ein Flickenteppich: Für man-
che sind sie überwältigend, während sie für andere gut handhabbar sind, und zwar 
immer dann, wenn die pauschalen Förderungen Hand in Hand gehen. 

Markus Höner (CDU): Ich bedanke mich erst einmal im Namen der CDU-Fraktion für 
die umfangreiche Beantwortung. Das hat uns noch einmal viele Einblicke gegeben, die 
für diese Diskussion heute aus unserer Sicht sehr wichtig sind.  

Frau Moers, Sie beschreiben in Ihrer Stellungnahme, dass eine nachhaltige Überwin-
dung des bestehenden Versorgungsdefizits der Schuldner- und der Verbraucherinsol-
venzberatung nur möglich sei, wenn wir die Strukturen zusammenbrächten. Welche lang-
fristige Koordinierung ist dafür seitens des Landes Nordrhein-Westfalen konkret nötig? 

Ines Moers (Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung): In erster Linie ist 
es jetzt am Land, ein Landesausführungsgesetz vorzubereiten, um entsprechend vor-
bereitet zu sein, sobald das Schuldnerberatungsdienstegesetz im Bundesrat verab-
schiedet ist. Das wird passieren; das Schuldnerberatungsdienstegesetz als solches 
steht nicht infrage, sondern es geht nur um die Frage, wer die Auswirkungen dieses 
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Schuldnerberatungsdienstegesetzes bezahlt. Nordrhein-Westfalen ist gut vorbereitet, 
und dementsprechend sollten jetzt die Landesausführungsgesetze diskutiert und auf 
den Weg gebracht werden. Im Schuldnerberatungsdienstegesetz selbst werden einige 
Vorgaben gemacht, indem Kostenfreiheit, Qualitätsstandards, Trägerqualifikationen 
und dergleichen vorgegeben werden.  

Ich halte es für sehr wichtig, dass der Personalschlüssel festgelegt wird. Das wurde im 
Bundesgesetz bisher verpasst. Ganz klar ist auch, dass es Ausbildungsstandards ge-
ben muss. Es muss nicht nur Qualifizierungsstandards für das bestehende Personal, 
sondern auch Ausbildungsstandards für neu hinzukommende Beratungskräfte geben.  

Mir persönlich oder uns als BAG-SB ist sehr wichtig – wir haben das Thema „Finan-
zierung“ bereits angesprochen –, dass das Land auf jeden Fall Vorgaben macht; es 
darf nicht nur auf eine reine Fehlbedarfsfinanzierung hinauslaufen. Vielmehr müssen 
wir auch in irgendeiner Form sicherstellen, dass Drittmittel, die von dritter Seite freiwil-
lig gegeben werde, auch angenommen werden dürfen.  

Ich nenne ein Beispiel. Es gibt Stiftungen oder Arbeitgeber oder Energieversorgungs-
unternehmen, Wohnungsunternehmen und dergleichen, die für ihre Kundinnen und 
Kunden oder für ihre Klientinnen und Klienten gerne auch Hilfestellung anbieten möch-
ten. Aktuell ist die Lage aber so, dass im Zuwendungsbescheid steht: Sobald es Geld 
von dritter Seite gibt, werden die staatlichen Mittel gekürzt. – Letztendlich gibt es also 
nicht mehr Beratungskapazitäten. Es ist auch im Sinne der Wirtschaft, dass das auf-
gestockt wird und mehr Kapazitäten geschaffen werden. Dafür sprechen wir uns in 
einem Landesgesetz klar aus.  

Zacharias Schalley (AfD): Vielen Dank an die Sachverständigen dafür, dass Sie uns 
heute mit Ihrer Expertise zur Verfügung stehen.  

Herr Pörner, ich fange mit etwas Grundsätzlichem an: Wie sollte Ihrer Ansicht nach 
Schuldnerberatung ausgerichtet sein – eher als soziale oder verbraucherpolitische 
Maßnahme, oder zur Stabilisierung des Kreditmarkts? Ich frage vor dem Hintergrund, 
ob die Prävention im Kreditbereich am Ende nicht vielleicht sogar effektiver ist als der 
Ausbau einer nachgelagerten Beratung. 

Steffen Pörner (Bankenverband Nordrhein-Westfalen): Aus Sicht der Kreditwirt-
schaft nimmt die Schuldnerberatungen eine sehr wichtige Rolle in dem gesamten Fi-
nanzierungssystem ein. Das muss klar gesagt werden.  

Ich fange mit der Prävention an. Das haben wir – das muss ich gestehen – im Antrag 
der SPD-Fraktion ein wenig vermisst; dieses Thema wird nicht aufgerufen. Hierüber 
ließe sich schon sehr viel im Vorfeld machen, um den Leuten mehr Selbstvertrauen zu 
geben und auch mehr Eigenverantwortung vonseiten des Kunden einfordern zu kön-
nen. Diesbezüglich wird mit der Verbraucherkreditrichtlinie sicherlich einiges gerichtet 
werden können, weil wir in der Tat sehr viel strengere Kreditwürdigkeitspunkte dazu 
bekommen. Das heißt: Wir können Kredite, auch Kleinstkredite ab 200 Euro, nur noch 
bei positiver Prüfung zulassen. Es ist davon auszugehen, dass wir à la longue sehen 
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können – das wird nicht von jetzt auf gleich passieren –, dass Überschuldung vermie-
den werden soll. Das ist auch das mit der Verbraucherkreditrichtlinie verfolgte Ziel.  

Das kann vielleicht passieren, aber ich spreche im Moment immer mit Disclaimer: Noch 
ist nichts entschieden; Bundesrat und Bundestag brüten noch darüber. Wir müssen 
gucken, wie wir das ab November umgesetzt bekommen. Das ist noch ein Thema für 
sich, was für uns dazukommt. Man kann aber natürlich darauf hoffen, dass ein biss-
chen was getan wird.  

Wir sehen die Schuldnerberatungsfinanzierung als eine öffentliche Aufgabe an. Das 
habe ich auch in der Stellungnahme dargelegt. Das heißt: Hierbei muss sich der Staat 
in der Tat überlegen, wie er mit den Themen umgehen möchte. Wie gesagt ist es wich-
tig, dass es das gibt. In NRW ist die Überschuldungsquote im Bundesdurchschnitt be-
trachtet sehr hoch. Diese Fälle werden sicherlich nicht sehr schnell verschwinden.  

Wir als Kreditinstitute versuchen, schon im laufenden Kreditgeschäft sehr viel im Pro-
zess mit dem Kunden zu agieren. Das ist nicht immer einfach. Manchmal verweigert 
man sich auch dem Gespräch mit der Bank. Manchmal haben wir auch ganz lustige 
andere regulatorische Vorgaben. Wenn Sie von sich aus einen Kunden anrufen, der 
in die Überschuldung läuft, weil er zwei Raten nicht zurückgezahlt hat, dann haben Sie 
plötzlich die Bundesnetzagentur am Bein, die Ihnen sagt, das sei ein verbotener Wer-
beanruf; wir verstießen gegen das Wettbewerbsrecht, weil wir bei einer Umschuldung 
einen neuen Kreditvertrag vereinbaren müssten. Dadurch scheitert es manchmal schon. 
Es gibt auch einige Häuser – ich nenne beispielhaft die TARGOBANK –, die entspre-
chende Vereinbarungen mit Schuldnerberatungen getroffen hat und Kunden, die in die 
Überschuldung laufen, fallweise an die Schuldnerberatung abgeben. Das ist aber für 
uns von Bankenseite eine Ultima Ratio.  

Wir müssen genau hinschauen – das noch als Schlusssatz – wie wir mit Neobanken, 
mit Onlinebanken umgehen, die keine Beratungsdienstleistung bieten, sondern tat-
sächlich nur digital arbeiten.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Wir haben die FDP-Fraktion übersprungen, da Herr 
Brockes noch nicht anwesend ist, und beginnen nun mit der zweiten Runde. 

René Schneider (SPD): Herr Maltry, Sie weisen in Ihrer Stellungnahme darauf hin, 
dass es erhebliche Defizite in der Überschuldungsforschung gebe. Welche Aspekte 
kommen dabei aus Ihrer Sicht zu kurz? Könnte eine Festlegung im Landesgesetz hin-
sichtlich einer wissenschaftlichen Evaluierung, eines Monitoringverfahrens Abhilfe 
schaffen? In der Frage geht es also um die Defizite und ob daran durch Festlegungen 
in einem Landesgesetz etwas geändert werden könnte. 

Christian Maltry (Landratsamt Main-Spessart): Es gibt sehr viele Untersuchungen 
zu zahllosen Einzelaspekten, etwa zu bestimmten Kreditformen, zum Zusammenhang 
von Überschuldung und Krankheit. Dazu gibt es eine sehr wichtige und wertvolle Stu-
die. Wir haben aber im Zuge der Vorbereitung der Delegation in Bayern festgestellt, 
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dass wir in der Situation sind, eine bedarfs- und flächendeckende Schuldnerberatung – 
so war der Auftrag des Landtags – aufzubauen, wobei wir den Bedarf in keiner irgend-
wie gearteten Studie gefunden haben.  

Es gibt Studien des „Verbands der Vereine Creditreform“ und der SCHUFA – das sind 
die beiden Großen, die überregional arbeiten –, die sich auf der einen Seite auf harte 
Merkmale wie eingetragene eidesstattliche Versicherungen oder Vermögensaus-
künfte, wie sie jetzt heißen, eröffnete Insolvenzverfahren, Vollstreckungsbescheide 
und auf der anderen Seite auf weiche Merkmale stützen. Legt man die Studien neben-
einander, dann ergeben sich interessante Effekte, nämlich dass Gebietskörperschaf-
ten, die in der einen Studie auf dem Spitzenplatz stehen, in der anderen Studie auf 
einem Mittelfeldplatz stehen. Was auch immer in diesen Studien gemessen wird: Es 
ist auf keinen Fall das Überschuldungsproblem. Möglicherweise wird die jeweilige 
Marktpräsenz des einen oder anderen Anbieters gemessen.  

Es ist extrem schwierig, einen Bedarf zu planen, ohne Daten zu haben. Selbst wenn 
diese Daten übereinstimmend und valide wären, zeigten sie uns genau, wo und bei 
wem der Unfall passiert ist, aber nicht, wie er zustande gekommen ist. Es ist ein sehr 
großes Problem, dass wir im Bereich der Schuldnerberatung, die es immerhin schon 
fast 40 Jahre gibt, noch sehr ahnungslos sind und mit der Stange im Nebel stochern. 
Daran müsste dringend etwas geändert werden.  

Um auf den zweiten Teil Ihrer Frage zu sprechen zu kommen: Ja, ich halte es für 
sinnvoll, dass es einen Evaluationsprozess gibt. Das wird natürlich nur funktionieren, 
wenn das Land eine Einwirkungsmöglichkeit auf die ganzheitliche Schuldnerberatung 
hat. Damit sind wir wieder bei der Finanzierung usw. 

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE): Herr Pörner, Sie haben gerade im letzten Halbsatz die 
Frage angefügt, wie wir mit Neobanken, Internetbanken und Kreditkäufen umgehen. 
Das ist ein großes Problem und sicherlich ein Punkt für die nächste Runde.  

Ich stelle aber erst einmal eine andere Frage. Gerade wurde angesprochen, dass auch 
Finanzierungen von Dritten angenommen werden könnten, um das System zu stabili-
sieren; so möchte ich es einmal nennen. Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme, dass 
Sie eine Beteiligung der Kreditwirtschaft zur Finanzierung der Schuldnerberatung für 
verfassungsrechtlich problematisch hielten. Können Sie dazu ausführen? 

Steffen Pörner (Bankenverband Nordrhein-Westfalen): Kurz gesagt gibt es drei Punkte.  

Wir verweigern uns der ganzen Geschichte nicht, sehen aber nicht so ganz unsere 
Zuständigkeit. Schauen Sie sich die Fallzahlen an – wir haben das mit der Studie des 
Statistischen Bundesamtes dargelegt –: Der Anteil der Fälle, in denen es tatsächlich 
um die Verantwortung eines Kreditinstituts geht, liegt im einstelligen Prozentbereich 
und ist damit sehr gering. In den Bereichen „Handel“, „Onlinehandel“, „Telekommuni-
kation“ etc. passiert also sehr viel mehr. Sie müssen immer sehen, dass wir nur der 
Darlehensgeber sind. Wir sind nicht der Verursacher, der Gläubiger in der ganzen 
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Geschichte – das ist die Firma, die dahintersteht –, sodass wir tatsächlich drauf 
schauen müssen, wer da eigentlich für was zuständig ist.  

In der Tat gibt es im Moment Konsultationen zwischen Bundesrat und Bundestag zum 
Schuldnerberatungsfinanzierungsgesetz. Bei diesen ganzen Begriffen werde ich ir-
gendwann noch verrückt, und die Abkürzungen sind übrigens nicht besser. Wir müs-
sen klar sagen: Die Bundesregierung hat klar geäußert, dass es sich um eine öffentli-
che Aufgabe handelt, die nach dem Konnexitätsprinzip auch Ländersache ist. Ich 
möchte an der Stelle betonen, dass die Stellungnahme vom SPD-geführten Bundes-
ministerium der Finanzen abgegeben wurde.  

(René Schneider [SPD]: Dann muss sie gut sein!) 

– Ja, in der Tat. In ihr wird ganz klar gesagt, wer was zahlen sollte.  

Ein weiteres Thema ist eine Zwangsabgabe, die entstehen würde. Eine Zwangsab-
gabe können Sie nur machen, wenn es sich um eine Sonderabgabe handelt, die eine 
Sachnähe hat. Die Sachnähe können wir aber nicht für uns übernehmen – fragen Sie 
mich nicht, denn ich bin kein Jurist; unsere Juristen haben das klar ausgearbeitet –; es 
würde sie nur dann geben, wenn wir auch gleichzeitig Gläubiger wären.  

Sie können sicher sein, dass die neue Verbraucherkreditrichtlinie dazu führen wird, 
dass die Kreditwürdigkeitsprüfung härter wird. Wenn wir nur im positiven Fall einen 
Kredit vergeben können, werden wir es sehr häufig erleben, dass auch im Sofortkre-
ditbereich, im Kleinkreditbereich ohne SCHUFA-Auskunft, ohne entsprechenden Ge-
haltsnachweis nichts mehr gehen wird. Das wird im Umkehrschluss heißen – ich nenne 
ein typisches Beispiel –, dass Banken den Antrag der alleinerziehenden Mutter mit drei 
Kindern, die ganz dringend Ersatz für ihre Waschmaschine braucht, aufgrund drohen-
der Überschuldung wahrscheinlich negativ beantworten werden müssen. Die Verbrau-
cherkreditrichtlinie lässt uns keinen Ermessensspielraum mehr, sondern wir werden 
leider Gottes ziemlich hart vorgehen müssen. Diese Fälle landen dann wahrscheinlich 
auch wieder bei den Sozialämtern.  

Das sind die drei Gründe, die aus unserer Sicht dagegensprechen, dass wir uns an 
der Finanzierung beteiligen.  

Ich sage noch einen positiven Schlusssatz. Wenn es tatsächlich irgendwann einmal 
gelingen sollte, dass sich alle, die im Wirtschaftsleben unterwegs sind, an so einer 
Finanzierung beteiligen – vom Verfassungsrechtlichen jetzt einmal abgesehen –, dann 
werden die Banken und Sparkassen, glaube ich, nicht hintanstehen und sagen: Wir 
machen nicht mit. 

Markus Höner (CDU): Frau Moers, ich habe eine Nachfrage zu Ihrer Stellungnahme. 
Sie haben geschrieben, dass das Schuldnerberatungsdienstegesetz durchaus von der 
EU-Verordnung und auch davon, was im Koalitionsvertrag auf der Bundesebene nie-
dergeschrieben ist, abweiche. Welche zusätzlichen Anforderungen müssten aus Ihrer 
Sicht noch geregelt werden?  
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Ines Moers (Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung): Das schließt naht-
los daran an, was gerade gesagt wurde. Ich habe eben schon beispielsweise den Per-
sonalschlüssel erwähnt, der definitiv noch geregelt werden müsste. Das kann ich aber 
auch noch konkretisieren. Der vorgegebene Personalschlüssel muss natürlich gegen-
finanziert sein. Dann sind wir wieder bei dem Thema „Finanzierung“.  

Ich zitiere Sie, Herr Pörner. Sie sagen: Wir verweigern uns nicht. – Das ist schon ein-
mal ein guter Anfang. Ich möchte auch noch darauf hinweisen, dass Sie natürlich voll-
kommen recht damit haben, dass Prävention wichtig ist. Durch die Verbraucherkre-
ditrichtlinie wird an dieser Stelle schon vieles gestärkt werden. Davon bin ich über-
zeugt. Ich wehre mich aber dagegen, zu fragen – das ist ein Thema, was uns als 
Schuldnerberatung immer sehr umtreibt –: Wer hat Schuld? Wer ist Verursacher? Wo-
her kommt es? Ich glaube, dass wir von diesem Blickwinkel sehr dringend wegkom-
men müssen. Wir müssten darauf gucken, wem es nützt, wenn wir eine starke Schuld-
nerberatung haben, und wem es nützt, wenn die Verbraucherinnen und Verbraucher 
nicht in die Überschuldung geraten. Wir haben ganz klare Argumente, die dafürspre-
chen, dass Kreditgeber oder wer auch immer mitfinanzieren, von mir aus gerne auch 
nur freiwillig. Das sollte nachgeschärft werden. Das ist im Schuldnerberatungsdienste-
gesetz nicht vorgegeben.  

Ich möchte es ein bisschen anschaulich machen, gerade weil wir hier sowohl den Fa-
milienausschuss als auch den Verbraucherausschuss so schön beisammenhaben. 
Wenn eine Person nicht zur Schuldnerberatung geht und irgendwann im Verbrau-
cherinsolvenzverfahren landet, dann bekommt der Gläubiger in aller Regel gar nichts. 
In dem Moment, in dem frühzeitig eine Schuldnerberatung eingeschaltet wird, kann 
man sich zum Beispiel über Schuldenregulierungsfonds – das Thema wurden hier 
noch nicht angesprochen; das gibt es in vielen Bundesländern – frühzeitig außerge-
richtlich einigen und den Gläubigern etwas anbieten, sodass man nicht in die Situation 
kommt, dass der oder die Gläubiger leer ausgehen. Dieser Teil ist für den Verbrau-
cherschutz, für die wirtschaftliche Seite und dergleichen interessant.  

Ich komme zu dem Teil, der für die Familie interessant ist. Wir sprechen von häufig 
ganz krassen sozialen Problemen, die aus einer Überschuldungssituation entstehen. 
Es geht um Fragen wie: Streite ich mich erst mit meinem Partner darüber, wer was 
bezahlt, wer zu viel Geld ausgegeben hat und wie wir jetzt diesen Immobilienkredit 
stemmen sollen, oder zerbricht meine Ehe, weil wir uns darüber gestritten haben und 
die Finanzierung nicht kommt? Was ist eigentlich zuerst da: die Finanzierungsschwie-
rigkeiten oder die familiären Probleme? Wo bricht es auseinander, und wer sind hin-
terher die Leidtragenden? Sehr häufig sind es die Kinder bzw. die Familienangehöri-
gen. Ich glaube, deswegen ist das Thema in Nordrhein-Westfalen auch beim Famili-
enministerium angesiedelt.  

Das ist ein so übergreifendes Thema, dass wir dringend von den Fragen, wer es ver-
ursacht hat, wer schuld ist, wer sich wie anders verhalten könnte, wegkommen und 
stattdessen lieber darauf gucken sollten, wie wir eine Lösung schaffen können. Des-
wegen – ich wiederhole mich – sollten wir eine starke Schuldnerberatung immer un-
terstützen.  
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Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Ich begrüße meinen Kollegen Herrn Brockes von der 
FDP-Fraktion. Du darfst jetzt eine längere Frage stellen, weil du die erste Runde nicht 
anwesend warst. 

Dietmar Brockes (FDP): Lieben Dank, Frau Vorsitzende, und sorry für die Verspätung. – 
Ich beginne mit Herrn Pörner vom Bankenverband und stelle, wenn ich das richtig ver-
standen habe, dann zwei Fragen.  

Zum einen beschreibt die SPD in ihrem Antrag, dass NRW ein Überschuldungs-Hot-
spot sei. Teilen Sie die Einschätzung, dass Inflation, steigende Lebenshaltungskosten 
und digitale Konsummodelle zentrale Ursachen sind und nicht primär ein Mangel an 
Beratungsstellen? Das ist die erste Frage. 

Sie sind eben schon in Teilen darauf eingegangen, aber noch einmal: Würde aus Ihrer 
Sicht ein massiver Ausbau staatlicher Beratung die Ursachen der Überschuldung re-
duzieren oder eher die Symptome verwalten? 

Steffen Pörner (Bankenverband Nordrhein-Westfalen): Das sind sehr hypothetische 
Fragen, aber ich versuche es einmal.  

Wir haben eben schon über die Frage gesprochen, wie man in die Überschuldung 
hineingerät. In der Tat gibt es in Nordrhein-Westfalen einen Überschuldungs-Hotspot; 
das muss man schon so sehen. Das zeigen auch die Zahlen, die wir hier mit dabeiha-
ben, ganz klar. Wir müssen aber immer sehen, woher die Überschuldungen kommen. 
Gerade steigt die Zahl der Fälle sogenannter Notfallüberschuldungen sehr dramatisch 
an, wenn also Leute tatsächlich in Notlagen geraten und ganz dringend etwas brau-
chen. Das betrifft meist Familien oder Personen, die schon in einem prekären sozialen 
Umfeld sind. In diesen Fällen erfüllen die Schuldnerberatungen nach wie vor eine wich-
tige Rolle, indem sie entsprechend eingreifen können.  

Wir wehren uns aber gegen die Vorstellung, dass das für alle zum Beispiel kostenlos 
möglich sein sollte. Zum einen ist es das jetzt auch nicht, und zum anderen glaube 
ich – ich komme wieder auf den Begriff „Eigenverantwortung“ zurück –, dass wir gu-
cken müssen, dass keine Vollkaskomentalität beim Verbraucher entsteht und dieser 
sagt: Mir passiert ja nichts. Dann überschulde ich mich eben und melde Privatinsol-
venz an. – Eine Überschuldung muss auch eine Konsequenz für den Verbraucher ha-
ben, sodass er das nicht einfach weiterdreht. Aus unserer Sicht kann in der Tat ein 
Fehlanreiz gegeben werden.  

Wir erleben im Moment auch gesellschaftliche Veränderungen; das ist ganz klar. Wir 
sehen tatsächlich auch, dass es in Deutschland eine höhere Verschuldungsakzeptanz 
gibt, dass sich durchaus gerade jüngere Leute schneller verschulden. Da müssen wir 
aufpassen. Diese Buy-now-pay-later-Angebote sehen wir sehr kritisch.  

Wir sehen aber auch – das habe ich eben schon gesagt –, dass auch die wirtschaftli-
chen Entwicklungen die Überschuldung befördern werden. Das muss auch ganz klar 
gesagt werden. Das ist immer so, wenn wir das entsprechend haben. Wenn wir jetzt 
ganz tief reinschauen: Die Anzahl der Scheidungen, der Alleinerziehenden etc. macht 
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es auch nicht unbedingt besser. Wenn nach wie vor in dem tradierten Familienbild der 
Mann der Verdiener ist und die Frau meist in zweiter Reihe steht, ist es in solchen 
Fällen für alle Beteiligten schwieriger.  

Also: Schuldnerberatung ja, aber für diejenigen, die sie tatsächlich brauchen. Ich hatte 
schon gesagt, dass es in solchen Fällen auch einige Häuser gibt, die das freiwillig über 
Drittmittel mitfinanzieren. Das sollten wir auf jeden Fall auch beibehalten.  

Zacharias Schalley (AfD): Herrn Pörner, Sie haben gerade das Stichwort „Buy now, 
pay later“ aufgeworfen. Was sollte Ihrer Ansicht nach gesetzgeberisch getan werden, 
um die Gefahr der Überschuldung bei diesem Thema – es betrifft hierbei insbesondere 
um junge Leute – zu verringern? Wie können insbesondere die Banken in die Pflicht 
genommen werden bzw. was können sie tun, um dieses Problem etwas zu regulieren?  

Steffen Pörner (Bankenverband Nordrhein-Westfalen): Einfach aufklären. Ich weiß 
nicht, ob wir alles gesetzgeberisch regeln müssen. Buy now, pay later ist eine ganz 
normale Finanzierungsform, die es weltweit gibt. Ich weiß nicht, weshalb wir in 
Deutschland den Verbraucher schon wieder grundsätzlich bevormunden sollten, dass 
er das nicht machen darf.  

Es geht einfach um mehr Aufklärung. Diesbezüglich sind auch wir Banken in der 
Pflicht, und das tun wir auch. Bei den Kunden, bei denen wir sehen, dass die Raten-
zahlung, die Rückzahlung nicht funktioniert, werden wir deutliche Hinweise geben. 
Nach der neuen Verbraucherkreditrichtlinie wird es dann tatsächlich auch einmal ein 
Nein geben; dann lassen wir das nicht weiter zu. Noch einmal: Mehr Aufklärung ist 
unabdingbar. Ich würde in diesen Bereich mehr Geld hineinstecken.  

Ich finde es sehr schade, dass wir mit dem Schulfach Wirtschaft – es ist sehr vorbild-
lich, dass es das in Nordrhein-Westfalen gibt; an dieser Stelle sind wir mit führend – … 
Wir müssen damit vermehrt auf Praxisnähe Bezug nehmen und evaluieren, ob 
dadurch die Finanzbildung tatsächlich verbessert wird. Wir sehen in unseren Studien 
bundesweit noch nicht, dass da viel passiert ist. Wir müssen noch mehr Praxisnähe 
hineinbringen. Ich erinnere mich an die schöne Geschichte einer Schülerin, die sagte, 
sie könne Gedichte hoch- und runterinterpretieren, habe aber noch nie einen Mietver-
trag oder einen Handyvertrag gesehen. Auf diese Punkte müssen wir die Leute vorbe-
reiten. Entschuldigen Sie bitte, aber wir wollen demnächst eine kapitalmarktgedeckte 
Altersvorsorge einführen. Das ist ein hochkomplexes Finanzprodukt. Das kann ich ei-
nem Sparer, der nur weiß, was ein Sparbuch ist, nicht erklären, sondern dafür braucht 
es eine finanzielle Vorbildung.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Wir steigen in die dritte Runde ein. 

René Schneider (SPD): Herr Pörner, ich weiß nicht, ob man früher im altgriechischen 
Gymnasium gelernt hat, Steuererklärungen auszufüllen, aber trotzdem haben alle 
durch ihr Leben gehen können.  
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Ich weiß, wir sind nicht bei Markus Lanz, aber ich sehe eine gewisse Unwucht in den 
Wortmeldungen und richte deswegen meine nächste Frage sehr offen an Herrn 
Schlag. Wir haben gerade gehört, dass die kostenlose Schuldnerberatung ein Fehlan-
reiz sei. Wie sehen Sie das? Nutzen Sie gerne Ihre gesamte Redezeit.  

Roman Schlag (Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Verbände): Das ma-
che ich gerne. – Herr Pörner, Ihre Ausführungen gingen teilweise in meine Richtung, 
wobei Sie sich teilweise selbst widersprochen haben. Man muss ganz klar sagen: Es 
ist keine Vollkaskomentalität, wenn Menschen in finanziellen Schwierigkeiten, wenn 
dann gesamte Familien knapp über dem Existenzminimum leben, praktisch Hilfe be-
kommen, um aus dieser Situation wieder herauszukommen.  

(Steffen Pörner [Bankenverband Nordrhein-Westfalen]: Das habe ich 
auch nicht gesagt!) 

Denn das ist de facto so. Egal, wie meine Einkommenssituation ist: Wenn ich über-
schuldet bin, bin ich allein durch die gesetzlich geregelte Pfändungsfreigrenze an dem 
gesetzlichen Existenzminimum angekommen. Ich glaube, darüber braucht man nicht 
zu streiten.  

Außerdem lautet eine EU-Vorgabe, dass für alle Personenkreise unabhängig von ihrer 
Einkommenssituation eine Beratung vorgehalten wird. Die EU hat geringe Entgeltvor-
gaben gemacht. Wir haben zum Teil gemeinsam gegenüber dem Rechtsausschuss 
des Bundestages sehr deutlich gemacht, dass es möglicherweise sehr wenige – im 
Promillebereich – Menschen geben kann, die aufgrund ihres Einkommens dann eine 
Beratung bezahlen könnten. Würden wir das machen und prüfen, dann käme die 
Brühe teurer als die Wurst. Der Gesetzgeber, der Bundestag, hat daher selbst klarge-
stellt und beschlossen, dass es nur in begründeten Ausnahmefällen – das müsste man 
sich angucken – keine kostenfreie Beratung geben darf.  

Ines Moers hat es wunderbar deutlich gemacht: Es geht hier also auch gleichzeitig 
wieder um die Schuldfrage – wir haben immer das Problem, das unsere deutsche 
Sprache das reinbringt – und um das Verursacherprinzip. Natürlich hat der Klient bzw. 
der Kunde einen Kreditvertrag angenommen. Es ist aber ja nicht so, als wäre dieser 
verweigert worden, sondern der Partner auf der anderen Seite hat den Kredit auch 
gewährt.  

Buy now, pay later wäre zu regulieren, da es zumindest bisher sehr frei ist: Ich kann 
das anklicken, und schon zahle ich einen Monat später, ohne dass geprüft würde, wie 
die wirtschaftliche Situation ist.  

Ich bin bei Ihnen, Herr Pörner, wenn es um die Aufklärung über diese Produkte geht. 
So, wie die Produkte jetzt im Netz angelegt sind, ist das schwierig, und man tappt 
extrem leicht in die Falle. Aber direkt von Bevormundung zu sprechen, nur weil man 
den Verbraucher in gewissem Sinne durch eine Reglementierung schützt, finde ich 
sehr schwierig. Ich halte mich für einigermaßen fähig, Finanzprodukte zu erkennen. 
Durch die bestehenden gesetzlichen Regelungen, die mich vor anderen Sachen 
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schützen, fühle ich mich in keinster Weise bevormundet, weil ich immer die Freiheit 
habe, zwischen verschiedenen Produkten zu entscheiden.  

Die Lösung in Form eines Bankenfonds sehe ich durchaus als Möglichkeit. Damit 
könnte die Kreditwirtschaft in einen Fonds einzahlen, so wie es in vielen Teilen die 
Sparkassen auch tun. Wir in NRW haben damit sehr gute Erfahrungen gemacht. Wa-
rum das seitens der Kreditwirtschaft nicht erfolgen könne, erschließt sich mir nicht. Der 
Gedanke, man müsste alle einzeln und alle Eventualitäten einbeziehen, damit sie sich 
nicht verweigern würden – gut, das können wir durchexerzieren, aber dann werden wir 
da nie auf einen grünen Zweig kommen,  

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

weil man dann sogar bis zum Arzt, bis zum Zahnarzt gucken muss, wer da alles noch 
mit einzahlen muss. Das wäre irreal. 

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE): Frau Thiel, Herr Schlag hat eben schon kurz angedeu-
tet, dass nicht alle Kommunen Beratungen für alle ermöglichen, sondern dass sie in 
Teilen eingegrenzt sind. Können Sie statistisch eingrenzen, inwiefern Kommunen so 
vorgehen, wo es gut läuft, und ob es Kommunen gibt, in denen Ratsuchende tatsäch-
lich abgewiesen werden? Gibt es auch Unterschiede in Nordrhein-Westfalen, ist zum 
Beispiel der ländliche Raum schwieriger als der städtische? Wie sind Ihre Einschät-
zungen aus der Praxis?  

Silke Thiel (Fachberatung Schuldnerberatung NRW): Die Frage ist nicht ganz ein-
fach zu beantworten. Ja, es gibt Schuldnerberatung, die zugänglich ist, die Frage lautet 
aber immer: für wen? Hier wird es dann ungerecht, weil die Beschränkung meistens 
nach Attributen der Ratsuchenden entschieden wird und nicht anders, zum Beispiel: 
Bin ich SGB-II-Bezieher oder nicht? Habe ich irgendein anderes Attribut, das es mir 
durch die Finanzierungsstruktur in der Kommune ermöglicht, Schuldnerberatung als 
Hilfsangebot auszuwählen? Das ist das erste Problem. Es ist eindeutig ein Sowohl-
als-auch.  

Es gibt Best-Practice-Beispiele, weil es aus meiner Sicht kein besseres System in 
NRW gibt, und zwar, wenn die Verbraucherinsolvenzberatungsförderung und die 
Schuldnerberatungsförderung pauschal zusammenkommen. In der Regel können 
dann Kreise und Kommunen und Städte für nahezu jedermann – meistens sind Selbst-
ständige ausgeschlossen – Schuldnerberatung anbieten. Auch in diesen Kommunen 
gibt es lange Wartezeiten, und dadurch erfährt der Zugang eine weitere Beschrän-
kung, die dazu führt, dass der präventive Aspekt, also das frühe Eingreifen, die frühe 
Aufklärung, in der aktuellen Lebenssituation der verschuldeten oder überschuldeten 
Personen nicht stattfinden kann. Da liegt der Hund begraben. Wir haben keine eindeu-
tige Statistik, aber das ist der Trend, wo es hingeht. Wo Schuldnerberatung und Ver-
braucherinsolvenzberatung zusammenkommen, funktioniert der Zugang zur Schuld-
nerberatung, wenn auch nicht optimal.  

Die Frage hatte noch einen zweiten Teil. Können Sie mir kurz helfen? 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 15 - APr 18/1155 

AULNV (78.) 02.03.2026 

AFKJ (65.) ha 
Gemeinsame Sitzung (öffentlich)  
 
 

(Dr. Gregor Kaiser [GRÜNE]: Gibt es Unterschiede zwischen dem länd-
lichen und dem städtischen Raum?) 

Sowohl als auch; auch auf diese Fragen gibt es keine klare Antwort, fürchte ich. Es 
gibt Kreise und Städte, zum Beispiel Paderborn und Höxter, die diese gemeinsame 
Finanzierung haben, die also dann für den Ratsuchenden gemeinsam erscheint. Das 
ist ein sehr ländlich geprägter Raum. Auch in der Stadt Bottrop widmet man sich die-
sem Thema gemeinsam. Auf der anderen Seite gibt es in Köln einen Flickenteppich 
an Finanzierungsformen, der das Beratungsangebot auch für die Träger erschwert, 
weil dahinter sehr viele einzelne bürokratische Entscheidungen stehen.  

Es geht um ein gemeinsames Angebot, also um die Vermeidung eines Säulensystems 
mit den zwei Säulen „Schuldnerberatung“ und „Verbraucherinsolvenzberatung“. Wenn 
man beides in einen Teil gießt, also eine gemeinsame Schuldner- und Verbraucherin-
solvenzberatung hätte – wenn es gewissermaßen nur eine Säule gäbe –, dann würde 
das diese Frage aufheben. 

Markus Höner (CDU): Frau Moers, Sie schlagen in Ihrer schriftlichen Stellungnahme 
2 Arbeitskräfte plus 0,5 Verwaltungsarbeitskräfte pro 50.000 volljährige Einwohner vor. 
Welche Auswirkungen hätte das konkret für Nordrhein-Westfalen? Von was für einem 
finanziellen Aufwand gehen Sie in Summe aus? Wie viele Fachkräfte würden dann 
zusätzlich noch gebraucht? Müsste dann eine große personelle Aufstockung vorgese-
hen werden? 

Ines Moers (Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung): Davon ausgehend, 
dass es in Nordrhein-Westfalen ungefähr 15 Millionen Erwachsene gibt und wir das 
auf zwei Beratungskräften plus Verwaltungskräfte und plus Sachkosten – mir ist sehr 
wichtig, dass das mitgeregelt wird und dass es nicht nur um die eigentlichen Bera-
tungskräfte geht – je 50.000 Volljährige herunterrechnen, gibt es in NRW aktuell un-
gefähr 100 bis 200 Beratungskräfte zu wenig.  

Ich hatte in der Stellungnahme auch dargelegt, dass wir aktuell eine Finanzierung für 
die Insolvenzberatungskräfte von 59.000 Euro pro Stelle bekommen, was nicht an-
satzweise ausreicht, weil wir mit 90.000 bis 100.000 Euro Personalkosten pro Stelle 
rechnen. Jetzt kann man sich leicht ausrechnen, bei was für einer Summe wir dann 
landen. Je nachdem, wie die Träger finanzieren – es gibt keine konkreten Vorgaben, 
wie eine Beratungskraft bezahlt werden muss –, gibt es auch da noch einmal große 
Unterschiede. Das merken wir auch im bundesweiten Vergleich. Auch dazu haben wir 
natürlich eine Meinung.  

Uns ist sehr wichtig, dass dieser zusätzliche Personalaufwand qualifiziert werden muss. 
Das ist ein Quereinsteigerthema, in dem Beratungskräfte Zusatzqualifikationen erwer-
ben können. Dafür gibt es klare Ausbildungsrahmen, die aber nirgendwo verbindlich 
sind. Es ist uns ein sehr großes Anliegen, dass das in einem Landesausführungsge-
setz geregelt wird. Wir regeln jetzt schon, dass der zusätzliche Bedarf, der kommt, 
auch gut ausgebildet sein muss oder ausgebildet wird. Es gab im Zuge der ansteigen-
den Zahlen im Rahmen der Coronapandemie beispielsweise in Hamburg Modell-
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projekte, in denen das Land Hamburg die Personalkosten der neuen Kräfte für drei 
Monate und zusätzlich die Schulungen übernommen hat. Das war ein Erfolgsmodell – 
das ist sehr gut angenommen worden –, und das hat den Beratungsstellen die Sache 
erheblich vereinfacht, weil dann eine Einarbeitung sichergestellt und Qualität gesichert 
werden konnte. Das war sehr wichtig.  

Noch einen letzten Satz zu dieser Aufstockung. Wir dürfen nicht vergessen, dass sich 
uns erhebliche Potenziale bieten, wenn wir eine Zusammenlegung von Schuldner- und 
Insolvenzberatung und eine Umsetzung des Schuldnerberatungsdienstegesetzes an-
gehen. Die Doppelstruktur mit doppelter Abrechnung und dergleichen bietet Einspar-
potenzial. Erhebliches Einsparpotenzial gibt es auch mit Blick auf das, was gerade auf 
der Bundesebene zwischen dem Bund und den Ländern diskutiert wird. Es geht da-
rum, sich auch die Struktur des Insolvenzrechts anzusehen, über den außergerichtli-
chen Einigungsversuch nachzudenken, die Themen „Digitalisierung“ und „ressortüber-
greifende Zusammenarbeit“ zu betrachten, also beispielsweise zu versuchen, die As-
pekte „Familie“, „Straffälligkeit“ usw. ressortübergreifend zu denken, und dann auch 
entsprechende Kapazitäten zu nutzen. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Pörner, in dem Antrag wird insbesondere eine stärkere 
Beteiligung von Sparkassen und weiteren Kreditinstituten vorgesehen. Herr Schlag 
hatte dazu eben ausgeführt und von einem entsprechenden Fonds gesprochen. Wen 
sehen Sie noch sozusagen in der Mithaftung? Sind es ausschließlich die Kreditinsti-
tute, oder wer sollte sich noch daran beteiligen? 

Steffen Pörner (Bankenverband Nordrhein-Westfalen): Wenn ich die Liste von mei-
ner Seite aus aufmachen würde, reichten drei Minuten dafür nicht. Noch einmal ganz 
klar: Dass sich die Sparkassen an der Schuldnerberatung beteiligen, ist ihr öffentlich-
rechtlicher Auftrag. Das ist etwas anderes als bei einer Privatbank; es steht im Spar-
kassengesetz. Ich kann nicht für die Sparkassen sprechen und weiß daher nicht, wie 
das ansonsten von der freiwilligen Seite her gesehen würde.  

Ich möchte auch noch einmal klar und deutlich sagen, damit ich nicht irgendwie in eine 
falsche Ecke gestellt werde: Wir stehen zu den Schuldnerberatungen. Schuldnerbera-
tungen sind wichtig; das ist überhaupt keine Frage. Ich möchte nicht in irgendeiner 
Form als Gegner von Schuldnerberatungen dastehen. Darum geht es überhaupt nicht.  

Wir Banken tun da auch sehr viel, weil wir es eigentlich am ehesten, am schnellsten, 
als Erste sehen, wenn die Rate nicht zurückkommt, und sprechen dann mit den Kun-
den. Ich kenne Banken, die eigene Beratungsabteilungen haben, welche sich nur um 
solche Fälle kümmern und versuchen, eine Umschuldung in irgendeiner Form zu er-
reichen, etwa durch eine Verlängerung der Raten, eine Verlängerung des Kredits. Wir 
passen natürlich auch auf, dass wir mit denjenigen rechtzeitig über Pfändungskonten, 
Verbraucherinsolvenz und alles Mögliche reden. Das können wir. Dieses Instrumenta-
rium haben wir überall, und wir machen das eigentlich auch schon.  

Sie werden erleben, dass mit der neuen Verbraucherkreditrichtlinie wahrscheinlich 
auch die Verweise an die Schuldnerberatungen deutlich schneller kommen werden 
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und in der ersten Zeit auch deutlich zunehmen werden. Wir stehen im Übrigen auch 
im Austausch mit der Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung, wie wir das or-
ganisieren. Der Regulierer hat offengelassen, um es einmal so auszudrücken, was das 
heißt. Wir sind mit diesen Themen unterwegs.  

Noch einmal: Wenn wir von allen, die an einer Überschuldung schuld sein könnten, 
sprechen – ich fasse es jetzt einmal so, weil viele der Überschuldungsgründe nie-
mandes Schuld sind; das passiert einfach, etwa durch Arbeitslosigkeit, Scheidung und 
alles Mögliche, was dazugehört –, dann lautete die Frage, wer mit in die Haftung ge-
nommen werden kann. Das muss man sich ansehen. Ich kann natürlich sagen, dass 
der Verbraucher auf eine aggressive Werbung hereingefallen ist, dass er den Vertrag 
nicht richtig gelesen hat. Auch diese Dinge passieren immer wieder. Der Regulierer 
macht es uns übrigens manchmal nicht einfacher, weil er sehr viel mehr in bestimmte 
Gesetzestexte schreibt und wir entsprechend in Verträge schreiben müssen, als für 
den Kunden in irgendeiner Form gut und nachvollziehbar ist. Wir sehen aber, dass die 
Leute einen neuen Handyvertrag haben wollen, dass ihnen ein Fernseher fehlt. Es 
geht nicht nur um die Themen der sozial Schwachen. Auch Leute, die den Überblick 
verlieren, rutschen in die Überschuldung hinein. Damit wäre der Kreis derjenigen, die 
man zur Finanzierung herannehmen würde, sehr viel größer. Die Frage lautet dann, 
ob das überhaupt möglich ist. 

Zacharias Schalley (AfD): Ich bleibe bei Herrn Pörner, weil Sie eben auf meine Frage 
nach dem Thema „Prävention“ sehr vehement für Aufklärung plädiert haben. Wie 
müsste Ihrer Ansicht nach so eine Aufklärung gestaltet sein? Mit einem weiteren Klick 
beim Onlinebanking, wodurch man irgendetwas zur Kenntnis nimmt, ist es wahrschein-
lich nicht getan. Können Sie skizzieren, wie Sie das idealerweise geregelt und ausge-
staltet sehen möchten? 

Steffen Pörner (Bankenverband Nordrhein-Westfalen): Auch das ist ein weites Feld. 
Ich versuche, es unter drei Minuten abzuarbeiten.  

Wir haben auch hierbei in der Tat sehr viel Nachholbedarf. In unseren Studien ist zu 
sehen, dass es bei Jugendlichen und im Übrigen auch bei Frauen sehr großen Nach-
holbedarf in der Finanzbildung gibt. Leute können teilweise nicht erklären, was Inflation 
ist – es geht um einfachste Begriffe –, weshalb auch der Umgang mit den Kunden mit 
Blick auf solche Themen schwierig ist. 

Grundsätzlich gesagt gilt: Für Banken sind aufgeklärte, informierte Kunden immer bes-
ser als die unwissenden, und zwar nicht, weil wir den unwissenden Kunden schneller 
und besser etwas verkaufen könnten. Das können wir nicht mehr. – Frau Moers, habe 
ich etwas Falsches gesagt? 

(Heiterkeit und Kopfschütteln von Ines Moers [Bundesarbeitsgemein-
schaft Schuldnerberatung]) 

Das ist auch besser so. – Durch unsere neuen Beratungs- und Aufklärungspflichten wird 
dafür gesorgt, dass sich die Kunden deutlich mehr mit diesen Themen beschäftigen 
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müssen. Im Endeffekt unterschreibt uns der Kunde aber dann doch, dass er eine halbe 
Stunde lang über Wertpapiergeschäfte etc. aufgeklärt wurde, und wir wissen nicht, was 
davon hängengeblieben ist.  

Die Banken selbst tun sehr viel. Wir fangen bereits in der Schule an, indem wir mit 
sehr vielen Vorträgen arbeiten, um all diese Themen näherzubringen. Sie werden sich 
noch an den KNAX-Club der Sparkassen erinnern; den gibt es bis heute. Wir machen 
Börsenspiele, um auch diese Thematik abzudecken. Der Bundesverband deutscher 
Banken hat mit LILO ein generationsübergreifendes Aufklärungsprogramm gestartet, 
mit dem wir die Leute altersgerecht abholen.  

Wir in Nordrhein-Westfalen beteiligen uns an einer Initiative der Landesregierung na-
mens „First Mover NRW“, mit der wir die Digitalisierungskenntnisse von Senioren för-
dern, damit diese auch besser mit dem Onlinebanking umgehen können. Mit Blick auf 
das Onlinebanking gibt es in Banken Scouts, welche die Kunden an die Hand nehmen 
und ihnen am iPad, am Computer zeigen, wie das funktioniert, sodass wir die Leute 
besser mitnehmen können.  

Wir haben natürlich das Problem, dass es auch sehr viel Unsinn gibt. Das Thema „Fin-
fluencer“ ist so etwas. Das sind Leute ohne Ausbildung, ohne Kenntnisse – früher an 
der Börse nannten wir das Frontrunning –, die irgendwelche Informationen und ver-
meintlich heiße Tipps geben, die nicht fundiert sind, und die den Kunden mit Traum-
renditen von 5 bis 10 % sehr schnell in die Irre führen. Es ist unglaublich, dass es jede 
Woche in Deutschland einen Gerichtsprozess gibt, bei dem Anlagebetrüger dabei sind.  

Wir sehen auch viele private Initiativen – zum Beispiel gibt es in Köln die Bildungsof-
fensive BÖB von Flossbach von Storch –, mit denen wir an vielen Stellen versuchen, 
das hinzukriegen. Das müssen wir aber nach wie vor intensivieren und auch besser 
vernetzen. Im Moment läuft sehr viel parallel, was aber leider immer nur ein Tropfen 
auf den heißen Stein ist. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Wir kommen zur vierten Runde. 

René Schneider (SPD): Herr Maltry, Frau Moers hat schon mehrfach von einem Aus-
bildungsstandard gesprochen. Sie empfehlen in Ihrer Stellungnahme, die Schuldner-
beratungsdienste auf geeignete Stellen zu beschränken. Das wird wahrscheinlich un-
ter anderem mit Ausbildungsstandards zu tun haben. Können Sie schildern, wie hoch 
in der Realität, in der Praxis die Missbrauchsgefahr durch unseriöse Anbieter ist? Viel-
leicht haben Sie in Ihrem Landkreis schon Erfahrungen mit solchen Anbietern ge-
macht, die Sie nennen können. Beispiele machen es immer deutlicher als die Theorie.  

Christian Maltry (Landratsamt Main-Spessart): Gemeint sind die geeigneten Stellen 
gemäß Insolvenzordnung, die also einem Zulassungsverfahren unterworfen sind. Das 
ist die erste Hürde, mit der sichergestellt werden kann, dass es eine bestimmte Quali-
fikation gibt. Das ist in den Landesgesetzen im Großen und Ganzen ähnlich geregelt. 
Es werden bestimmte berufliche Qualifikationen und eine bestimmte Erfahrung in der 
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Schuldnerberatung verlangt; das sind mal zwei, mal drei Jahre. Eine psychosoziale Be-
ratung ist nahezu überwiegend und in Bayern ausdrücklich vorgeschrieben. Diese muss 
in der Beratungsstelle sichergestellt sein. Das ist dazu gedacht, dass die Problematiken, 
die in so einem Beratungsprozess auftreten, auch vollumfänglich abgedeckt werden.  

Wir hatten mit der Einführung der Insolvenzordnung eine Schwemme an Anbietern, 
die angeboten haben: Wir bringen dich ohne Wartezeiten ins Insolvenzverfahren. – 
Die meisten Beratungsstellen hatten am Anfang extrem lange Wartezeiten. Dann hat 
sich ein gewisser Konzentrationsprozess ergeben. Einige Bundesländer haben ver-
sucht, dagegen vorzugehen, indem sie in ihren Landesgesetzen Bußgeldvorschriften 
für Anbieter, die Insolvenzberatung anbieten, ohne dafür befugt zu sein, und ähnliche 
Dinge mehr eingeführt haben. Ich habe in Vorbereitung für die Sitzung heute einmal bei 
dem großen Orakel Google „Schuldnerberatung in Nordrhein-Westfalen“ eingegeben, 
und auf der ersten Seite war ein Anbieter, glaube ich, der das tatsächlich darf. Das war 
ein Anbieter eines Wohlfahrtsverbands, der tatsächlich auch Beratung durchführen darf.  

In meinem Landkreis waren wir relativ früh an dem Thema dran. Wir hatten seinerzeit 
noch im Geltungsbereich des Rechtsberatungsgesetzes, in dem ein Bußgeldtatbe-
stand für unerlaubte Rechtsberatung vorgesehen ist, mit unserer örtlichen Staatsan-
waltschaft und der Regierung von Unterfranken als Anerkennungsbehörde ein Proze-
dere für die geeigneten Stellen herausgearbeitet, sodass quasi schon der zweite Kunde 
in Uniform kam und eine Gefährderansprache durchgeführt hat, wenn so jemand ge-
worben hat. Das hat sich als ein sehr hilfreiches Mittel erwiesen. Bei uns gibt es in einem 
größeren Umkreis keinen gewerblichen Anbieter. Das ist aber nur unsere Erfahrung.  

Das beste Mittel gegen unseriöse Anbieter ist allerdings eine seriöse Beratung, auf die 
man nicht ewig warten muss.  

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE): Ich mache im Landkreis Main-Spessart weiter, und dann 
können Sie gegebenenfalls auch noch einen Punkt anschließen, falls Sie gerade nicht 
fertig geworden sind. Wenn ich das richtig verstanden habe, ist die Schuldner- und 
Insolvenzberatung am besten in den Kommunen aufgehoben. Wir haben gerade 
schon festgestellt – Frau Moers hat es dargelegt –, dass die Finanzierung im Moment 
nicht ganz ausreichend ist. Was bräuchten die Kommunen, oder was gibt zum Beispiel 
der Landkreis Main-Spessart seinen Kommunen, um eine gute Beratung vor Ort zu 
ermöglichen? Halten Sie alle Kommunen, die sehr unterschiedlich sein können, für in 
der Lage, genau das auch umzusetzen, bzw. welche Voraussetzungen müssen ge-
schaffen werden, um eine gute Beratung landesweit umzusetzen? 

Christian Maltry (Landratsamt Main-Spessart): Bei uns handelt es sich um eine 
Sondersituation, weil wir als Landkreis selbst Träger der Schuldnerberatung sind. Die 
Schuldnerberatung ist also beim Landratsamt angesiedelt. Wir haben den Vorteil, dass 
wir den kommunalen Teil der Schuldnerberatung nicht noch extra beantragen müssen, 
sondern das ist bei uns im Haushalt enthalten.  

Der Freistaat Bayern finanziert unsere Insolvenzberatung. Er leistet einen Kostener-
satz und hat uns einen Schlüssel von 1 zu 130.000 vorgegeben. Wir müssen also für 
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130.000 Einwohner einen Berater plus noch einen kleinen Anteil an Verwaltungskraft 
zur Verfügung stellen. Dafür erhalten wir einen vollständigen Kostenersatz. Nach dem 
Konnexitätsprinzip muss der Freistaat Bayern einspringen.  

Anderswo ist es anders. In umliegenden Landkreisen ist der Träger gegebenenfalls 
bei einem Wohlfahrtsverband angesiedelt. Der rechnet dann mit der Kommune ab, 
bekommt aber über die Kommune auch die staatlichen Mittel für die Insolvenzberatung 
ausgezahlt, und zwar auch als Vollkostenersatz für die Eingruppierung E10. Dadurch 
muss der entsprechende Träger nur ein Formular ausfüllen, einen Antrag stellen, und 
damit ist das dann ohne großen Verwaltungsaufwand geregelt.  

Der Effekt der Umstellung ist interessant. Auf Tagungen von Schuldnerberatern war in 
der Vergangenheit die Finanzierung immer das ganz große Thema. Denn jeder hat 
sich Gedanken darüber gemacht, ob er seine Stelle im nächsten Jahr noch finanziert 
bekommt. Inzwischen sprechen wir viel mehr über fachliche Dinge. Ich bin der festen 
Überzeugung, dass die Qualität der Beratung dadurch gestiegen ist, dass sich die Kol-
legen nicht immer Gedanken um die Finanzierung und die Frage machen, wie dieses 
Formular und jene Statistik ausgefüllt werden müssen, sondern sie haben das einmal, 
und damit ist es dann gut. 

Markus Höner (CDU): Herr Pörner, Sie haben eben ein Stück weit die Frage beant-
wortet, woraus die Verschuldung resultiert. Sie sind dabei auch auf die Überschul-
dungsstatistik eingegangen, die Sie in Ihrer Stellungnahme nennen. Demnach sind nur 
in ca. 1,1 % der Fälle gescheiterte Immobilienfinanzierungen Auslöser einer Über-
schuldung. Wir sind etwas weiter unterwegs; ich glaube, dass wir perspektivisch etwas 
breiter schauen müssen, wenn wir jetzt über dieses große Konstrukt der Schuldnerbe-
ratung sprechen. Ist der Umstand, dass die Immobilienfinanzierung im Jahr 2024 die-
sen geringen Anteil ausgemacht hat, vielleicht ein Stück weit auch dem geschuldet, 
dass wir vor zehn Jahren relativ niedrige Zinsen hatten und wir daher einen Anstieg 
erwarten müssen, dass sich also zukünftig gerade bei steigenden Zinsen langfristig 
eventuell ein höherer Anteil ergibt? Oder glauben Sie, dass diese Zahlenerhebung aus 
dem Jahr 2024 für die Planung dieses Konstrukts schon sehr gut aufgestellt ist? 

Steffen Pörner (Bankenverband Nordrhein-Westfalen): Ich kann es nur in der Ver-
gangenheit betrachten. Wie sich die Zinsen entwickeln werden, weiß ich nicht. Ich 
habe auch keine Ahnung, wer das weiß, wahrscheinlich niemand.  

In der Tat ist es mit Blick auf die letzten zehn Jahre so, dass sowohl die Bauzinsen als 
auch die Kosten für einen Neubau deutlich gestiegen sind. Das führt natürlich auch zu 
einer höheren Verschuldungsquote. In den meisten Finanzierungen ist zwar eine Zins-
bindung enthalten, jedoch läuft diese irgendwann aus, und dann erwischt es sehr viele 
Leute ziemlich hart. Das ist in diesem Fall jetzt – was soll ich sagen? – die Marktent-
wicklung. Das kann eine solche Auswirkung sein, weshalb das so aussieht. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Pörner, es geht mir um die Erfüllung der EU-Vorgaben. 
Sehen Sie das Risiko, dass diese in Deutschland und auch in Nordrhein-Westfalen 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 21 - APr 18/1155 

AULNV (78.) 02.03.2026 

AFKJ (65.) ha 
Gemeinsame Sitzung (öffentlich)  
 
 
übererfüllt werden könnten und hier ein Pflichtsystem geschaffen wird, dass deutlich 
über das seitens der EU Vorgegebene hinausgeht?  

Steffen Pörner (Bankenverband Nordrhein-Westfalen): Wir in Deutschland neigen 
immer zum Gold-Plating. Wir wollen schneller, besser, höher, weiter als alle anderen 
sein. Das ist manchmal ein Problem für die Regulierung. Wenn ich vor allen Dingen in 
meinen Sprengel schaue: Die Hälfte meiner 51 Mitgliedsbanken gehört zu internatio-
nalen Konzernen, die dann für Deutschland immer eine Sonderlocke drehen müssen. 
Das haben wir in diesem Fall eigentlich nicht, weil sich die neue Bundesregierung 
committet hat, Gold-Plating zu vermeiden. Wir haben hier allerdings auch festgestellt, 
und deswegen gibt es auch eine größere Stellungnahme von uns zur Verbraucherkre-
ditrichtlinie für den Bundestag, dass der Teufel im Detail liegt. Die EU-Vorgaben bieten 
Ausnahmemöglichkeiten, die wir nicht nutzen, was es für uns an manchen Stellen et-
was schwieriger machen, weil es dadurch doch wieder mehr Bürokratieaufwand gibt.  

Ich nenne kurz zwei Beispiele: kurzfristige Darlehen, der sogenannte Dispokredit, und 
tatsächlich Überziehungen; ich denke etwa an Debitkarten oder daran, dass die Kredit-
karte im Ausland hängenbleibt. Diese beiden Möglichkeiten würden bei uns in Deutsch-
land zu einer neuen Kreditwürdigkeitsprüfung führen müssen, in vielen anderen Ländern 
aber nicht. So schnell können Sie aber überhaupt nicht sein. Das würde bedeuten, dass 
zum Beispiel der Kunde im Ausland im Urlaub ist, die Kreditkarte glüht, und damit war 
es das dann; dann steht er ohne da. Wir müssten tatsächlich erst wieder den gesamten 
Papierkram, den wir dazu zu erledigen haben – Gott sei Dank ist es dann nicht mehr so 
viel Papierkram; wir können jetzt auch viel digital erledigen –, neu anfangen.  

Deswegen gilt: Wenn wir schon über europäisch einheitliche, standardisierte Regelun-
gen sprechen, dann wäre es im Sinne der EU, dass wir das auch tatsächlich so machen. 

Zacharias Schalley (AfD): Meine Frage zum Thema „Aufklärung und Prävention“ rich-
tet sich an Herrn Schlag. Wie bewerten Sie das insbesondere vor dem Hintergrund 
und unter dem Aspekt, wie so etwas ausgestaltet werden muss, damit es die Leute 
tatsächlich erreicht und dass sie es verstanden haben? Das bezieht sich auf den eben 
von Herrn Pörner gemachten Vorschlag.  

Roman Schlag (Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Verbände): Präven-
tion ist tatsächlich ein sehr gutes, ein sehr wichtiges Instrument. Leider ist es in der Fi-
nanzierungslandschaft aber auch das Stiefkind, das bisher viel zu schlecht gefördert und 
viel zu schlecht in den Blick genommen wird, weil es Ressourcen und Kreativität braucht.  

Ganz wichtig ist es, präventive Angebote zu machen. Darin sind Schuldnerberater be-
sonders gut, weil sie wissen, wie der Ratsuchende, wie der Klient tickt. Wir erleben 
das alles – Herr Pörner hat es auch angesprochen –: Dann meldet sich der Klient nicht, 
und gerade in Frustrationssituationen hat er den Kopf in den Sand gesteckt. Es ist also 
sehr wichtig, bei Präventionsangeboten zielgerichtet darauf zu gucken und zu wissen, 
womit der Ratsuchende abgeholt werden kann, wo er Informationen bekommt, sodass 
er nicht mehr weiter in die Schuldenfalle tappt. Ganz oft bekommen wir Kontakt zu den 
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Ratsuchenden in extremen Krisensituationen, und diese Krise muss erst einmal be-
wältigt werden. Man muss mit Präventionsangeboten also auch einen geschützten 
Raum bilden.  

Gleichzeitig ist es auch interessant und wichtig, in Schulen oder auch bei Trägern Prä-
ventionsangebote zu machen. Das habe ich selbst vor Kurzem getan. Dabei ist es wich-
tig – ich nenne das als kleines Beispiel –, zu sehen, wie Jugendliche ticken. Ich kann 
dabei von irgendwas sehr Langweiligem erzählen und sagen: Ihr müsst gucken, wie ihr 
den Kreditvertrag macht. – Viel eher gilt es aber, zu fragen: „Was sind eure Bedürfnisse? 
Was sind eure Wünsche und Vorstellungen?“, und dann zu gucken, wie sie diese errei-
chen könnten oder nicht erreichen könnten. Das wäre wichtig, braucht aber Zeit.  

Es gibt sehr viele verschiedene Settings, in denen Präventionsangebote und tolle 
Ideen gestaltet werden können, angefangen von spielerischen Maßnahmen wie Kohlo-
poly etc. und was es nicht alles gibt. Man muss dabei aber sehr differenziert und sehr 
zielgruppenorientiert vorgehen. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Wir beginnen mit der fünften Runde.  

René Schneider (SPD): Herr Schlag, wir stehen jetzt vor der Aufgabe, ein Landesge-
setz zu erarbeiten. Dafür benötigen wir von Ihnen praktische Tipps. Welche Aspekte 
sollen und müssen wir aus Ihrer Sicht bei einem Landesgesetz zur Umsetzung der EU-
Verbraucherkreditrichtlinie besonders beachten? Mindestens ein Unterpunkt ist dabei 
die Frage nach dem Personalschlüssel: Welche Mindeststandards müssten diesbe-
züglich in das Gesetz geschrieben werden?  

Roman Schlag (Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Verbände): Bei ei-
nem Landesausführungsgesetz ist es immer ganz wichtig, auf die jetzige Situation zu 
gucken. Die sieht so aus, dass es vor allen Dingen in NRW einen irrsinnigen Flicken-
teppich der Finanzierungen gibt. Um dabei eine gewisse Einheitlichkeit zu haben, also 
gleichbleibende Verhältnisse in den unterschiedlichen Regionen zu schaffen, ist es 
wichtig, dass das Land die Steuerungsaufgabe wahrnimmt. Das bedeutet: Ein Ausfüh-
rungsgesetz, mit dem das Land Geldmittel einfach an die Kommunen weitergibt in dem 
Glauben, dass diese individuell schon wissen werden, wie sie damit umgehen, wäre 
fatal. Das Land muss die Steuerung in der Hand behalten und sagen: „Wir gucken, 
welche Aufgaben erfüllt werden müssen“, und die Rahmenbedingungen gemeinsam 
mit Kommunen, Landkreis, Städtetag etc. und den Wohlfahrtsverbänden absprechen. 
Das ergibt sehr viel Sinn.  

Gleichzeitig muss man sich auch noch einmal die Finanzierung ansehen; Ines Moers 
hatte das angesprochen. Es wird notwendig sein, dass das Land zusätzliches Geld in 
die Hand nimmt. Unter Umständen kann das bedeuten, dass der bisherige Haushalts-
ansatz für Verbraucherinsolvenzberatung mit Blick auf die genannten zusätzlichen 100 
bis 200 Stellen verdoppelt werden muss.  
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Ich kann auch jetzt schon aus Kommunen und Kreisen berichten, aus denen man hört 
und von wo Schuldnerberaterinnen Rückmeldungen geben, dass mit dem Gesetz 
gleichzeitig der Sicherstellungsauftrag gegeben sein muss. Wenn dieser Sicherstel-
lungsauftrag ernst genommen wird, dann muss auch kontrolliert werden, wie viel Ka-
pazität zu schaffen ist. Zwei Personen auf 50.000 erwachsene Einwohner sind ein gu-
tes, ein machbares Ziel. Gleichzeitig werden die Kommunen aber auch sofort sagen: 
Passt auf, ihr dürft euch nicht einfach aus Finanzierungen zurückziehen. – Ich habe es 
schon ganz krass bzw. schlimm erlebt, dass Kommunen sagen: Wir werden bei der 
zukünftigen Finanzierungsverhandlung die Personenkreise einschränken – ich sage 
ganz böse: vielleicht wohlwissend –, denn wenn der Sicherstellungsauftrag vom Land 
kommt, dann können wir gucken, wie wir dadurch unsere knappen Kassen ein biss-
chen entlasten können. 

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE): Frau Moers, Sie hatte eben angesprochen – die Kolle-
gen habe das auch getan –, wie wichtig Qualitätsstandards und Ausbildungsstandards 
sind. Was sind aus Ihrer Sicht Fortbildungs- und Zertifizierungsstrukturen, die sicher-
lich landesweit abgestimmt sein müssten, mit denen ein qualitatives Angebot in ganz 
Nordrhein-Westfalen sichergestellt werden kann? Was für Voraussetzungen müssten 
dafür gegeben sein? Ist es überhaupt möglich, die von Ihnen angesprochenen Anzahl 
an zusätzlichen Fachkräften zu gewinnen?  

Ines Moers (Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung): Wir haben dazu vor 
drei Jahren ein großes Projekt durchgeführt, in dem auch Hochschulen, Weiterbil-
dungsanbieter und Weitere eingebunden waren, und ein klares Curriculum entwickelt, 
in dem das genau festgelegt wurde. Das Grundprinzip lautet: Es muss eine auf einem 
Studium aufbauende Weiterbildung geben. Nach einem Grundstudium in Sozialer Ar-
beit, Jura, Wirtschaftswissenschaften, Verwaltungswissenschaften – was auch immer – 
gibt es eine zusätzliche Weiterbildung, die bei dafür zertifizierten Weiterbildungsanbie-
tern absolviert werden kann und einen vorgegebenen Mindeststundenumfang umfasst. 
Wir hatten, glaube ich, von 320 Stunden gesprochen. Zusätzlich muss es einen prakti-
schen Anteil geben, wodurch in der Beratungsarbeit begleitend schon geguckt werden 
kann, ob das kognitiv Gelernte auch in der Schuldnerberatung umgesetzt werden kann.  

Ich muss die Gelegenheit nutzen, dass ich noch einmal sprechen darf. Sie haben ge-
merkt, dass ich eben auf meinem Stuhl gezuckt habe, als es um das Thema „Buy now, 
pay later“ und um die Frage der Aufklärung ging. Dann sind wir nämlich genau bei dem 
Punkt: Schuldnerberatung ist soziale Arbeit. Es geht um weit mehr als Menschen nur 
verständlich und rechnerisch etwas darzulegen, das sie dann kognitiv verstehen. Um 
bei Ihrer Frage zu bleiben: Deswegen müssen wir darauf auch einen Schwerpunkt in 
einer Ausbildung legen. Es geht darum, Entwicklungen zu begleiten, Menschen in 
schwierigen Lebenssituationen zu begleiten.  

Deswegen sage ich es noch einmal. Ich möchte, dass wir von der Frage „Wer ist schuld 
daran, dass jemand verschuldet ist, und wie gehen wir damit um?“ wegkommen und 
dass wir uns nicht in Themen verfransen, die auf einer anderen Ebene behandelt 
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werden. Wir sprechen auf der Bundesebene über eine bundesweite Finanzbildungs-
strategie. Es gibt einen riesigen Forschungszweig, der sich mit finanzieller Bildung be-
schäftigt. Momentan laufen unglaublich viele Forschungsprojekte. Damit müssen wir 
uns also jetzt nicht beschäftigen, sondern wir müssen uns jetzt damit beschäftigen, wie 
wir mit den Menschen umgehen, die tatsächlich überschuldet sind.  

Deswegen war ich gerade sehr dankbar für das Beispiel „Zinsbindung bei Immobilien-
krediten“, dass Sie, Herr Pörner – eigentlich kam es von Ihnen, Herr Höner – genannt 
haben. Ich kann so gut vorausplanen, wie ich will, und den Kreditvertrag von vorne bis 
hinten gut lesen: Wenn zehn Jahre später die Zinsbindung ausgelaufen ist und ich vor 
einem ganz anderen Kreditmarkt und vielleicht vor einer ganz anderen Arbeitssituation 
und Lebenssituation usw. stehe, dann kann ich so gut geplant haben, wie ich will. Dann 
befinde ich mich im Zweifel in einer Situation, in der mir diese Schulden, die ich damals 
besten Wissens und mit besten kognitiven Absichten aufgenommen habe, um die Oh-
ren fliegen. Dann braucht es eine Schuldnerberatung, die das auch emotional beglei-
ten kann und die auch emotional begleiten kann, was passiert, wenn man aus einem 
Haus ausziehen muss, bevor es überhaupt abbezahlt worden ist.  

Markus Höner (CDU): Herr Maltry, ich bin eben über eine Zahl gestolpert – nicht ge-
stolpert; ich habe sie aufgenommen –, die Sie genannt haben. Sie haben gesagt, dass 
Sie zurzeit mit einem Faktor von 1 zu 130.000 Einwohnern in der Schuldnerberatung 
tätig werden. Wenn ich das mit dem vergleiche, was wir eben zu den Volljährigen ge-
sagt haben, dann ergibt sich ein Anteil von etwa 80, 85 %. Dann sind wir im Grunde, 
um das ins Verhältnis zu setzen, bei 1 zu 100.000. Wir haben eben von den anderen 
Experten zum Teil gehört, dass ein Verhältnis von 1 zu 50.000 wünschenswert wäre. 
Wo sehen Sie das System, wie Sie es im Moment leben? Ist das für Sie tatsächlich 
zielgerichtet gut und ausreichend?  

Christian Maltry (Landratsamt Main-Spessart): Das muss ich erst einmal korrigie-
ren. Das Verhältnis von 1 zu 130.000 betrifft lediglich die Mittel des Freistaats für die 
Insolvenzberatung. Dazu kommt natürlich noch der kommunale Anteil, der mindestens 
genauso groß sein muss. In unserem Landesausführungsgesetz ist vorgeschrieben, 
dass eine geeignete Stelle nur anerkannt werden kann, wenn sie mindestens zwei 
Mitarbeiter, sprich zwei Vollzeitäquivalente, hat.  

Tatsächlich haben wir in Unterfranken, also in der Umgebung meines Landkreises, in 
etwa einen Schnitt von einem Berater à 45.000, und zwar bezogen auf die Gesamtbe-
völkerung und nicht auf Erwachsene. Das müsste ich ausrechnen; diese Zahl kann ich 
im Moment nicht liefern. Im Durchschnitt beträgt das Verhältnis also ungefähr 1 zu 
45.000, und das ist zu wenig. Es ist tatsächlich zu wenig, wenn diese zusätzlichen 
Aufgaben mit einem deutlich präventiveren Ansatz hinzugenommen werden, die durch 
das Schuldnerberatungsdienstegesetz hinzukommen sollen.  

Wir haben in meinem Teil Bayerns zum Glück ein System, in dem niemand von der 
Beratung ausgeschlossen ist, es sei denn, es gibt irgendwelche fachlichen Gründe 
dafür. In anderen Teilen Bayerns ist es tatsächlich auch so, dass die Beratung nur für 
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SGB-II- und SGB-XII-Empfänger und im Rahmen der Insolvenzberatung stattfindet. 
Da sieht die Situation wieder ganz anders aus. Da müssen die Leute warten, bis sie 
ihren Job verloren haben, damit sie in die Schuldnerberatung kommen, was neben 
einer ganzen Menge Folgekosten auf der Ausgabenseite für die Sozialsysteme auch 
auf der Einnahmenseite einen Effekt hat, nämlich dass 15 % der Einkommensteuer-
zahlung der Betreffenden wegfallen. Das ist also sowohl auf der Ausgabenseite als 
auch auf der Einnahmenseite ein teurer Spaß für die jeweiligen Kommunen und auch 
für das Land.  

Es gibt zahllose Studien. Im Zuge der Delegation wurde von unserem obersten Rech-
nungshof festgestellt, dass sich jeder in die Schuldnerberatung investierte Euro mit 
einem Faktor von zwei bis fünf bezahlt macht. Das ergibt auch Sinn, denn es ist ja 
nicht so, dass wir den Leuten sagen: „Es ist schlimm, wie es euch jetzt geht; wir fühlen 
mit euch“, und das war es dann, sondern wir führen die Leute im Idealfall wieder in das 
System.  

Herr Pörner hat vorhin ausgeführt, dass es eine ganze Reihe von Leuten gebe, die 
aus dem System herausfallen und dass so etwas bei komplexen Systemen – die Wirt-
schaft ist ein sehr komplexes System – schlicht und ergreifend unvermeidlich sei. Das 
kennen Sie auch von Ihrem Auto. Das ist auch ein komplexes System und geht irgend-
wann kaputt. Dann lassen wir die Menschen aber nicht da liegen, sondern bringen sie 
wieder in das System hinein. Von meinen Klienten hat eine ganze Reihe nach einem 
längeren Beratungsprozess tatsächlich auch neue Immobilienfinanzierungen abge-
schlossen und ähnliche Dinge mehr getan. Es rentiert sich also immer. 

Dietmar Brockes (FDP): Frau Moers, eben wurde das Thema „Fintechs und Neoban-
ken“ angesprochen. Kommen diese ihrer Verantwortung nach? Wenn nein, wovon ich 
ausgehe: Wie könnten wir sie stärker in die Verantwortung nehmen?  

Ines Moers (Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung): Das wüsste ich auch 
gerne. Ich kann Ihnen keine Antwort geben. Tatsächlich treibt uns sehr um, gerade im 
Bereich von Pfändungsschutzkonten und dergleichen, dass Neobanken eben nicht un-
ter die klassischen Bankenregulierungen fallen und dass wir ein Problem damit haben, 
wie wir mit ihnen umgehen. Ich habe leider keinen Lösungsvorschlag, sehe aber genau 
das Problem. Sie haben ein sehr wichtiges Problem angesprochen. Ich habe ein biss-
chen die Hoffnung, dass im Rahmen dieser Finanzbildungsforschungsgeschichte noch 
die eine oder andere Idee aufkommt. Bisher kenne ich aber keine, tut mir leid.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Dann beginnt jetzt Runde Nummer sechs.  

André Stinka (SPD): Wir wollen noch einmal auf das Bundesland Bayern eingehen. 
Herr Maltry, was ist das bayrische Delegationsmodell? Können Sie das genauer erläu-
tern? Welche Vorteile bietet es aus Ihrer Sicht?  
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Christian Maltry (Landratsamt Main-Spessart): Das Delegationsmodell ist eine Über-
einkunft, mit dem die Verantwortung des Landes Bayern, die Insolvenzberatung sicher-
zustellen, auf die Kommunen übertragen wird. Diese Aufgabenübertragung ist kon-
nexitätsrelevant, die Kommunen haben also Anspruch auf Kostenersatz, der auch ent-
sprechend eingerichtet ist. In jedem Jahr werden die Preissteigerungen, die es durch 
tarifliche Dinge usw. gibt, alle über die Vollkosten an die Kommunen weitergegeben. 
Der Kostenersatz umfasst nicht nur die Personalkosten, sondern eben die Personal-
vollkosten. Dazu gehören auch die Sachkosten, und ein kleiner Teil für die Verwaltung 
ist auch eingerechnet.  

Der Vorteil ist, dass es einen Verantwortlichen für die gesamte Antragstellung gibt, näm-
lich die Kommune. Dort laufen gegebenenfalls auch mehrere Anträge zusammen, wenn 
es mehrere Träger der Beratung gibt. Die Stadt München hat ungefähr zehn verschie-
dene Träger, die alle bei der Stadt München den Antrag auf die Förderung der Finan-
zierung der Schuldnerberatung stellen. Diese bekommen dann nach einem bestimmten 
Schlüssel die Mittel des Freistaats durchgereicht. Es ist also ein sehr schlankes System, 
dass die beiden unterschiedlichen Pfeiler … Man sagt immer Pfeiler, aber das ist eigent-
lich völliger Quatsch, weil der Pfeiler „Insolvenzberatung“ im Pfeiler „Schuldnerberatung“ 
drinsteckt; den bekommen Sie nicht raus. Mit dem Schuldnerberatungsdienstegesetz 
wird nur ein weiterer Aspekt zu einem einheitlichen Ding hinzugefügt.  

Ein weiterer Vorteil ist, dass es absolut krisensicher ist. Wir haben das während 
Corona gemerkt. Aufgrund dieses Systems musste keine Beratungsstelle Kurzarbeit 
anmelden. Wir konnten die Leute weiterberaten, und wir haben auch während Corona 
weiterhin telefonisch beraten, mit all den Sachen, von denen wir alle heute nichts mehr 
wissen möchten und die wir auch zu Recht verdrängt haben. Wir bzw. unser Angebot 
war da, und es war zu diesem Zeitpunkt extrem wichtig. Es ist auch heute wichtig, aber 
damals war es das ganz besonders, weil niemand gewusst hat, wohin es geht. 

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE): Frau Moers, uns wurde schon dargelegt, dass sehr viel 
mehr in das System der Schuldner- und Insolvenzberatung – ich nenne es jetzt einmal 
zusammen – investiert werden müsse und dass jeder investierte Euro mehrfach zu-
rückgezahlt werde. Bisher liegt die Finanzierungsverpflichtung entweder über das 
StGB beim Bund, teilweise bei den Ländern, und die Kommunen sind in der Verant-
wortung. Wenn es jetzt neu justiert wird, dann haben wir das Problem, dass es einen 
erhöhten Finanzbedarf gibt. Es gibt auf den verschiedenen Ebenen begrenzte finanzi-
elle Mittel. Inwiefern sehen Sie die Notwendigkeit, dass der Bund verstärkt an der Fi-
nanzierung beteiligt werden muss? Wir haben gerade auch bereits gehört, dass die 
Finanzierung über eine sogenannte dritte Säule fraglich sei und gegebenenfalls auf 
Freiwilligkeit beruhen könne. Dieses System – das haben Sie dargelegt – dient auch 
dem Gläubigerschutz, weil Zahlungen noch geleistet werden können, wenn eine 
Schuldnerberatung frühzeitig in Anspruch genommen wird. Wie sehen Sie da Lö-
sungsmöglichkeiten auch unter Einbeziehung des Bundes?  
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Ines Moers (Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung): Es gibt parallel zum 
Schuldnerberatungsdienstegesetz eine Entschließung, wo sich der Bund und die Län-
der genau dazu austauschen sollen. Tatsächlich scheint die Situation sehr festgefahren 
zu sein. Wir als Verband hätten uns sehr gewünscht, dass eine klare Regelung in das 
Schuldnerberatungsdienstegesetz aufgenommen wird, wie die Finanzierung sicherge-
stellt werden muss. Unser Vorschlag lautete, mehr über die Drittmittel, über die Gläubi-
ger zu gehen. Es ging also nicht darum, dass der Bund selbst in die Verantwortung tritt.  

Letztendlich ist uns aber natürlich total egal, woher das Geld kommt, ob es vom Bund, 
von Dritten oder von sonst irgendwoher kommt. Wir haben versucht, einen Lösungs-
vorschlag anzubieten, der aus dieser staatlichen Finanzierung heraushilft. Wir sind 
auch sehr offen dafür, über Änderungen im Insolvenzrecht, über Digitalisierungsmög-
lichkeiten und dergleichen zu sprechen. Wir sehen also durchaus Potenziale, gerade 
auch durch die Zusammenlegung von Verwaltungsaufwand. Hierdurch ließe sich noch 
so viel Potenzial ausschöpfen.  

Das alles sind aber Bausteine, von denen keiner allein ausreichen würde, um das Fi-
nanzierungsproblem zu lösen. Das Problem ist, dass man momentan nach einer Lö-
sung sucht und jetzt hofft, dass zum Beispiel mit einer Reform des Insolvenzrechts 
eine Lösung geschaffen werden könnte. Das wäre aber nur ein Baustein in dem Fi-
nanzierungsprinzip, genauso wie die Mitfinanzierung der Sparkassen im Rahmen des 
nordrhein-westfälischen Sparkassengesetzes ein Baustein ist. Ich wünsche mir sehr, 
dass es einen mutigen Schritt gibt und versucht wird, die Finanzierung durch mehrere 
Säulen zu stemmen. Dass wir einen steigenden Bedarf haben, wird nicht nur durch die 
Verbraucherkreditrichtlinie, sondern auch an allen anderen Stellen deutlich: Gerade 
wurde Corona angesprochen; die Mitberatung von Selbstständigen und dergleichen; 
Buy now, pay later und all das.  

Ich gehe davon aus, dass wir uns in unserem Wirtschaftssystem keine Sorgen darüber 
machen brauchen, dass überschuldete Menschen Rat suchen.  

Markus Höner (CDU): Herr Schlag, Sie haben in Ihrer Stellungnahme geschrieben, 
dass das BMJV noch im Januar mit allen 16 Bundesländern in einer Schalte im Grunde 
die gesamte Infrastruktur der Schuldnerberatung besprochen habe. Dabei sei es auch 
speziell um das Thema „Finanzen“ gegangen. Gab es daraus resultierend bereits ir-
gendwelche Ergebnisse in Richtung Zeitplan? Wir haben den 20. November 2026 ein 
Stück weit vor der Brust. Bis dahin muss noch etwas passieren.  

Roman Schlag (Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Verbände): Ich ver-
suche zu skizzieren, was wir herausbekommen haben.  

Wir haben seitens der Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Verbände unsere 
Kollegen Landesreferenten angesprochen, also die Wohlfahrtspflege, doch bitte ein-
mal Kontakt mit ihren zuständigen Ministerien aufzunehmen. Da gab es ganz unter-
schiedliche Reaktionen. Es gab Fälle, in denen die Wohlfahrtspflege doch mit einge-
bunden ist, die Länder das also gemacht haben. Andere sagten: Solange wir mit dem 
Bund sprechen, werden wir hier nichts weiter sagen. Wir müssen erst einmal gucken, 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 28 - APr 18/1155 

AULNV (78.) 02.03.2026 

AFKJ (65.) ha 
Gemeinsame Sitzung (öffentlich)  
 
 
wie wir das regeln. – Es gibt momentan also tatsächliche riesige Informationslücken. 
Zurzeit scheint das Ganze zu stocken.  

Aus diesem einmaligen Treffen sind drei Arbeitsgruppen zu den Themen „Infrastruk-
turfinanzierung“, „Digitalisierung“ und „Reform der Insolvenzverfahren“ entstanden. An 
dieser Stelle sind wir aus Sicht der Wohlfahrtspflege, der Verbände, der BAG-SB und 
der Verbraucherzentrale ein bisschen bei den Ländern. Es ist gut und wichtig, dass es 
dieses Gesetz gibt. Das muss so kommen. Aber, lieber Bund, du musst bitte auch ein 
bisschen den Erfüllungsaufwand, den du bisher machst … Bisher ist die klare Botschaft 
immer, dass er kleingeredet wird, als wenn es keinen weiteren Erfüllungsaufwand gäbe.  

Deswegen haben wir das auch bewusst in der Stellungnahme aufgegliedert. Digitali-
sierung benötigt erst einmal Ressourcen. Mit der Digitalisierung kann ich Abläufe viel-
leicht vereinfachen oder schnellere, sogar bessere Zugänge bekommen; das geht in 
die Richtung von Chatbot-Beratung. Das heißt aber nicht, dass es weniger Beratungs-
kapazitäten braucht.  

Ähnliches gilt es bei Insolvenzverfahren. Insolvenzverfahren sind in anderen Bundes-
ländern zum Beispiel noch viel stärker an die Finanzierung gekoppelt – es geht um 
den außergerichtlichen Einigungsversuch –, und wenn daran jetzt irgendwie herumge-
doktert wird, entstehen auf einmal ganz andere Probleme, und die Finanzierungslogi-
ken müssten durchbrochen werden. Wir sagen ganz klar: Lieber Bund, da musst du 
bitte etwas Geld in die Hand nehmen, um den Ländern zu helfen, und damit auch 
Kommunen ermöglicht wird, diese Richtlinie eins zu eins umzusetzen.  

Klar ist – das wissen wir von der Bundesregierung bzw. dem zuständigen Bundesminis-
terium –: Es wird gesehen, dass eine gesetzliche Regelung hier in Deutschland not-
wendig ist, dass das nicht einfach unter den Tisch gekehrt werden kann, und dass es 
eine Eins-zu-eins-Umsetzung geben muss. Der gesamte Kommunikationsweg stockt 
aber ein bisschen. Es ist tatsächlich schwierig. Wir versuchen immer über alle Kanäle, 
etwas herauszubekommen; weitere Details kann ich Ihnen leider nicht nennen.  

Dietmar Brockes (FDP): Frau Moers, Herr Schlag hat gerade das Thema „Digitalisie-
rung“ angesprochen und gesagt, dass mit Blick darauf sicherlich etwas möglich sei, 
dafür aber auch Ressourcen benötigt würden. Wie sieht es mit dem Einsatz von KI 
aus? Gibt es Ihrerseits schon Erfahrungen, was den Einsatz für Fallanalysen, Erstdi-
agnosen usw. angeht, um hierdurch schneller zu einer ersten Beratung zu kommen?  

Ines Moers (Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung): Da passiert gerade 
sehr viel. Auf der Bundesebene gibt es Projektmittel für bundesweite Projekte, die mit 
Ver- und Überschuldung zu tun haben, und dabei geht es auch in Richtung Onlinebe-
ratung. Das Volumen wurde in diesem Jahr aufgestockt, um Onlineberatung starten 
bzw. aufstocken – wie auch immer – zu können. Außer den Titel wissen wir nicht mehr 
zur Beschreibung. Es geht dabei explizit auch um jüngere Menschen. Meines Wissens 
wurden aber noch keine Projekte beantragt, und es sind auch noch keine Projekte in 
der Umsetzung. Wir als BAG-SB stehen parallel dazu mit einer Hochschule in Kontakt, 
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um erst einmal zu gucken, wie KI und Chatbot überhaupt eingebunden werden kön-
nen. Gerade läuft also viel an, aber ich wüsste nicht, dass schon viel angeboten wird.  

Was angeboten wird, sind Onlineberatungen insbesondere bei der Caritas, also Chat-
beratungen, sodass zumindest schon zeitversetzt beraten werden kann. Letztendlich 
steht dahinter aber immer, dass eine Beratungskraft und ein Ratsuchender über ein 
anderes Medium zusammengeführt werden. Das sind noch keine Beratungen, bei de-
nen eine KI eine Vorauswahl, eine Analyse und dergleichen durchführt.  

In diesem Bereich laufen erste Sachen an, und ich hoffe, dass die Bundesmittel dafür 
genutzt werden können, um auf der Bundesebene einen Rahmen zu schaffen, sodass 
die Länder nicht auch noch einzeln tätig werden müssen.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Wir kommen zur siebten Runde.  

André Stinka (SPD): Frau Moers, Sie haben einen Schuldenregulierungsfonds erwähnt. 
Können Sie das kurz erläutern?  

Ines Moers (Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung): Dieser Aspekt ist 
noch relativ neu in der Diskussion um das Schuldnerberatungsdienstegesetz, und er 
ist mir persönlich auch erst vor ein paar Wochen wieder bewusst geworden. In einigen 
Bundesländern – führend sind Hessen und Baden-Württemberg – gibt es auf der Lan-
desebene beim Justizministerium angesiedelte Schuldenregulierungsfonds für ehe-
mals Straffällige. In Nordrhein-Westfalen gab es lange einen Fonds für ehemals Sucht-
kranke bei der Marianne von Weizsäcker Stiftung Integrationshilfe für ehemals Sucht-
kranke, der aber vorletztes Jahr beendet wurde.  

Die Idee ist, dass gerade Straffällige oder auch ehemals Suchtkranke zur Resoziali-
sierung nicht mit Schulden starten müssen, wenn sie zum Beispiel in einer Resoziali-
sierungsmaßnahme sind. Ein klassischer Fall: Jemand kommt aus dem Knast, hat 
noch Schulden bei einem Vermieter und findet keine Wohnung, wenn Schulden in der 
SCHUFA stehen. Dementsprechend lautet die Idee, dass es Fondsmittel gibt, die ge-
nutzt werden können, um die Schulden in außergerichtlichen Vergleichen ohne Insol-
venzverfahren zu regulieren und dann schuldenfrei in den nächsten Lebensabschnitt 
starten zu können.  

Das gibt es in manchen Bundesländern; in Rheinland-Pfalz zum Beispiel gibt es das 
auch seit Ewigkeiten. All diese Fonds berichten aktuell von sinkenden Antragszahlen. 
Sie haben Geld und Möglichkeiten, außergerichtlich zu regulieren – sie haben teilweise 
auch eigene Schuldnerberatungskräfte –, aber sie werden nicht umfänglich genutzt. 
Da könnte man noch einiges machen. Mein Eindruck ist aber, dass das nicht gemacht 
wird, weil es in unterschiedlichen Ressorts liegt: Die Fonds liegen im Ressort „Justiz“, 
aber die Schuldnerberatung ist verteilt, und zwar mal auf den Bereich „Soziales“, mal 
auf den Bereich „Verbraucherschutz“, mal auf den Bereich „Landwirtschaft“. Das ist 
ganz unterschiedlich. 
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Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE): Meine Frage richtet sich an Frau Thiel und geht viel-
leicht ein bisschen über die Thematik hinaus. Wir haben eben schon einmal darüber 
gesprochen, dass die Sprache bei geschlossenen Verträgen hochkomplex ist und 
dass Menschen sie gegebenenfalls nicht verstehen. Frau Moers hatte dargestellt, dass 
Finanzierungskonzepte, die man sich einmal überlegt hat, selbst dann hinfällig werden 
können, wenn man es kognitiv unter besten Voraussetzungen macht, wenn dann nach 
Jahren neue Kreditzinsen verhandelt werden. Nichtsdestotrotz sind in Nordrhein-
Westfalen 18 Millionen Menschen mit unterschiedlichen Sprachkompetenzen auf dem 
Konsumermarkt und auf dem Kreditmarkt unterwegs. Sehen Sie in unserer Einwande-
rungsgesellschaft die Notwendigkeit eines mehrsprachigen Angebots in der Schuld-
nerberatung, um die Komplexität und die Möglichkeiten, die hinter den Regulierungen 
steht, aufzuzeigen bzw. darzulegen und so an die Menschen heranzukommen?  

Silke Thiel (Fachberatung Schuldnerberatung NRW): Ich sage dazu erst etwas Über-
geordnetes. Ich möchte insgesamt darauf hinweisen, dass wir hier von Verbrauchern 
sprechen. Schuldnerberatung ist keine Hilfe für Gescheiterte, sondern es handelt sich 
um eine Verbraucherhilfe für Menschen, die in Notlagen geraten können oder in eine 
Notlage geraten sind.  

Dabei ist die Sprache natürlich ein zentrales Mittel, weil der Beratungsprozess, sei er 
inhaltlich oder psychosozial, über Sprache erfolgt. Auch hierbei haben die Beratungs-
landschaft und die Fachstrukturen dahinter teilweise schon reagiert. In Hessen gibt es 
Infoblättchen, in denen das Wichtigste mehrsprachig dargelegt wird. Ich nenne auch 
ein Positivbeispiel aus dem Bereich eines Ministeriums. Das LaFin NRW, das Landes-
amt für Finanzen Nordrhein-Westfalen, bietet auf seiner Webseite Informationen zu 
Unterhaltsfragen mehrsprachig an. Also ja: Es gibt einen Bedarf.  

Nichtsdestotrotz wird es bei der Vielsprachigkeit in Nordrhein-Westfalen schwierig 
sein – diesbezüglich kann man uns bestimmt auch als Beispiel nennen –, das in einer 
Beratungsstelle abzubilden. Es gibt Übersetzungsprogramme, die auch in der Bera-
tungssituation direkt greifen können und die auch vom kommunalen Integrationsma-
nagement benutzt werden. Dort haben wir aber auch andere Schwierigkeiten, wenn 
es um rechtlich bindende Hinweise geht. Dann muss eindeutig klar sein, dass das 
Gesendete und das Empfangene möglichst gleich sind.  

In der Schuldnerberatung besteht das Problem, dass wir Rechtsbegriffe haben, die es 
teilweise in anderen Ländern nicht gibt. Das ist nicht unbedingt auf Migration oder 
Asylbewerber oder etwas aus dieser Richtung festzulegen, sondern das betrifft schon 
unsere direkt angrenzenden Nachbarn: In Belgien werden Rechtsbegriffe anders be-
handelt als in den Niederlanden als in Deutschland als in Luxemburg.  

Sprache ist also zentral und sicherlich ein wichtiger Ansatzpunkt, wenn es darum geht, 
Ratsuchende sozial und wirtschaftspolitisch zu stabilisieren. 

Jens Kamieth (CDU): Frau Thiel, sehen Sie den Bedarf für eine landesweit abge-
stimmte Schuldnerberatungsstruktur mit einer klaren Aufgabenteilung bzw. mit klaren 
Zuständigkeiten bei Land und Kommunen? Können Sie näher erläutern, wie Sie diese 
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Struktur konkret ausgestalten würden und welche Aufgaben auf der Landes- und wel-
che auf der kommunalen Ebene verortet werden sollten?  

Ich erlaube mir noch einen Hinweis; Herr Schlag hatte es eben angedeutet. Die au-
ßergerichtliche Schuldenbereinigung mündet sehr häufig in der Justiz, die mit diesen 
Zahlen auch gut arbeiten kann. Nach meiner Praxis entsprechen die Vorschläge häufig 
dann auch dem, was außergerichtlich vorbereitet worden ist, und da ist überhaupt 
keine finanzielle Durchlässigkeit gegeben, wenn ich das so sagen darf.  

Silke Thiel (Fachberatung Schuldnerberatung NRW): Herr Schlag und ich sind uns 
fachlich in NRW verbunden. Er ist aber auf der Bundesebene tatsächlich tiefer im 
Thema. Ich könnte jetzt nur antworten: Wir würden uns dem anschließen, was die 
BAG-SB, die AG SBV und auch Herr Maltry ausgeführt haben.  

Falls das möglich ist, würde ich das Wort gerne an Herrn Schlag weitergeben.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Herr Kamieth, ist das in Ordnung? Das wäre eine Aus-
nahme für Ihren Ausschuss. 

(Jens Kamieth [CDU]: Bitte!) 

– Bitte sehr, Herr Schlag.  

Roman Schlag (Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Verbände): Es ist 
wichtig – das habe ich gesagt –, dass vom Land aus eine Steuerungsfunktion wahrge-
nommen werden muss, dass im Landesausführungsgesetz klar geregelt ist, welche 
Kapazitäten kommunal vorgehalten werden müssen, wie die Zugänge zu gewährleis-
ten sind, dass klar ist, was das Gesetz vorgibt, aber auch, was die Qualität bzw. die 
Rahmenbedingungen sind, wie die Ausbildung der Beratung aussehen soll.  

Wir haben auch bisher immer gut mit dem Ministerium zusammengearbeitet und ver-
sucht, es für gewerbliche Anbieter so schwierig wie möglich zu machen. So, wie der 
Schuldnerberatungsdienst jetzt angelegt ist, könnte da ohnehin keine weitere Förde-
rung stattfinden. Das ist ein Vorteil. Das wäre zu gestalten.  

Ich bin nicht sicher, ob ich Ihre Frage zur finanziellen Durchlässigkeit im außergericht-
lichen Einigungsversuch verstanden habe. Wir bieten in dem außergerichtlichen Eini-
gungsversuch immer ungefähr bzw. mindestens das an, was auch im gerichtlichen 
Verfahren vorhanden ist. Man muss aber dazu sagen: Natürlich ist es für die Gläubiger 
reizvoll, auf einen außergerichtlichen Einigungsversuch einzugehen, weil in einem ge-
richtlichen Verfahren erhebliche Verfahrenskosten entstehen können, vor allen Dingen 
dann, wenn der Klient doch noch irgendwelche Vermögenswerte hat und diese Ver-
fahrenskosten beim außergerichtlichen Einigungsversuch praktisch an die Gläubiger 
weitergegeben haben. Dieses ganze Ziel mit der Schuldnerberatung aus einer Hand 
kann auch dahin gehend gestaltet werden, dass manches besser außergerichtlich 
bleibt. Haben Sie das mit „finanzielle Durchlässigkeit“ gemeint?  

(Jens Kamieth [CDU]: Ja, danke!) 
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Danke, und ich danke der Kollegin für das Wort. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Wir kommen in die achte Runde. 

René Schneider (SPD): Es gibt einige Vermutungen dazu, was im Landtag noch pas-
siert, wenn eine Wahl ansteht, und wie lange vor einer Wahl noch etwas passiert. Herr 
Schlag, welche Risiken sehen Sie für den Fall, dass wir in Nordrhein-Westfalen das 
Landesgesetz nicht schnellstmöglich umsetzen? Das könnte ja dazu führen, dass man 
tatsächlich in den Wahlkampf gerät, und aufgrund der Diskontinuität wären wir dann 
irgendwo Mitte 2027. Ich möchte das Drohbild nicht an die Wand malen, aber was 
passierte, wenn wir in den nächsten Monaten nicht zu Potte kämen? Welche Gefahren 
und Risiken sehen Sie? 

Roman Schlag (Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Verbände): Das Ge-
setz ist noch nicht durch den Bundesrat und noch nicht da. Daher muss man gucken, 
was letztendlich hinten an Gesetz rauskommt, wie es so schön heißt.  

Es ist natürlich notwendig, dass dann ziemlich zügig Umsetzungsschritte passieren. 
Ein Wunsch aus der Schuldnerberatungslandschaft lautet, dass dann auch das in 
NRW bisher zuständige Ministerium weiterhin zuständig bleibt, weil dort die Kapazität 
und das Know-how vorhanden sind. Ein entsprechendes Referat muss aber auch mit 
Kapazitäten ausgestattet werden, weil große Herausforderungen bestehen. Bei einer 
Umsetzung, einem Zusammenlegungsprozess, einer Vereinheitlichung müssen auch 
viele Gespräche geführt werden. Das ist nichts, was von heute auf morgen geht.  

Uns ist erstens wichtig, dass das in Beteiligung der Beratungsstellen bzw. der Bera-
tungslandschaft passiert, und dass das zweitens gut gemacht wird. Also lieber kein 
Schnellschuss, aber auch nicht sagen: Dann gucken wir mal, wann wir es machen. –
Schnellschüsse in dieser Sache können gefährlich werden. Es wäre besser, zu gu-
cken, was die Erfahrungen sind, und dann an einzelne Umsetzungsschritte heranzu-
gehen und gute Aspekte mitzunehmen, zum Beispiel aus Bayern, oder andere Sa-
chen – ohne sie jetzt benennen zu können – eher anders zu machen. Es geht also 
auch darum, Erfahrungen zu sammeln.  

Ich halte viel von einem sehr zeitnahen, fundierten Vorgehen, aber es muss nicht total 
gehetzt passieren. Lieber wäre es mir, wenn mit den Beteiligten gesprochen würde. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Außer der SPD-Fraktion hat keine Fraktion mehr Fragen. 

René Schneider (SPD): Das könnte ich jetzt ausnutzen; wir haben noch eine Stunde Zeit. 

(Heiterkeit) 

Das tue ich aber nicht. – Unsere letzten Fragen gehen in eine ähnliche Richtung wie 
gerade bei Herrn Schlag und richten sich an Frau Moers.  
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Erstens. Wie sehen Sie den anstehenden Prozess? Wahrscheinlich wird man sich da-
rauf einigen können, das Kind nicht mit dem Bade auszuschütten, aber doch ein ge-
wisses Tempo an den Tag zu legen, wobei beides zusammen widersinnig klingt. Was 
für Risiken sehen Sie, falls es zu lange dauert? 

Zweitens – eine ähnliche Frage wurde bereits an Herrn Schlag gerichtet –: Können Sie 
kurz und knapp drei Sachen benennen, die für Sie im Landesgesetz maßgeblich wä-
ren, die kommen müssten, die Sie gerne wiederfinden würden? – Das sind meine ab-
schließenden Fragen. Ich bedanke mich herzlich. 

Ines Moers (Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung): Ich bin in meiner 
schriftlichen Stellungnahme schon darauf eingegangen, dass ich glaube, dass in Nord-
rhein-Westfalen gute Vorarbeit geleistet wurde. In den letzten Jahren wurden schon 
viele vom Ministerium angestoßene Gespräche geführt, auch zusammen mit den Trä-
gern. Daher denke ich, dass in Nordrhein-Westfalen schon Vorarbeit geleistet wurde, 
sodass es zeitnah umgesetzt werden kann. Das muss es auch, weil – das wurde ge-
sagt – der 20. November näher rückt. Die EU hat schon gemahnt und gesagt: Liebes 
Bundesministerium, ihr müsst jetzt in die Pötte kommen. – Wenn es dann im Bundes-
ministerium weitergeht, dann muss es auch in den Landesministerien weitergehen. 
Daher bin ich dankbar für diesen heutigen Termin und dafür, dass dieses Thema jetzt 
schon breiter diskutiert und entsprechend vorbereitet wird.  

Ich bin in der Stellungnahme ebenfalls bereits darauf eingegangen, dass für uns ins-
besondere die Festlegung des überprüfbaren Personalschlüssels, die Zusammenle-
gung der Finanzierung genau so, wie es in dem heute diskutierten Antrag formuliert 
wurde, und drittens die Ausbildung zentrale Faktoren sind. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Ich schaue noch einmal in die Runde meiner Kollegen 
und Kolleginnen. – Es gib keine weiteren Fragen mehr.  

Ich danke Ihnen sehr für diese sehr anregende, konstruktive Diskussion. Ich bedanke 
mich auch bei allen, die zugehört haben. Ich wünsche allen einen guten Heimweg.  

Die nächste Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume findet am 11. März um 15:30 Uhr statt. 
Die nächste Sitzung des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend findet morgen 
um 14:00 Uhr statt.  

Die Sitzung ist geschlossen. 

gez. Dr. Patricia Peill 
Vorsitzende 
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